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Zur Durchführung

a) des Personenstandsgesetzes (PStG) vom 19.2.2007 (BGBl. I S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 17.12.2008 (BGBl. I S. 2586, 2693),

b) der Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (PStV) vom 22.11.2008 (BGBl. I S. 2263), 

c) der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG–VwV) vom 29.3.2010 (GMBl. S. 498),

d) des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes im Land Sachsen-Anhalt (PStG–AG LSA) vom 5.12.2008 (GVBl. LSA. S. 406),

e) der Verordnung über das Personenstandswesen des Landes Sachsen-Anhalt (PStVO LSA) vom 11.8.2008 (GVBl. LSA S. 294), geändert durch Verordnung vom 28.4.2010 (GVBl. LSA S. 297)

werden in dieser Verwaltungsvorschrift die landesrechtlichen Hinweise zusammengefasst. Anknüpfungspunkt sind die landes- und bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen sowie die Gliederung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz.

1. Zu A 1.3.3 PStG-VwV – Adelsbezeichnungen in der DDR

In der ehemaligen DDR waren Adelsbezeichnungen Bestandteil des Familiennamens und mussten dem Vornamen folgen. Geschlechtsspezifische Abwandlungen von Adelsbezeichnungen waren nicht zulässig. Diese vor dem 3.10.1990 beurkundete Namensführung kann anlassbezogen (z. B. auf Antrag der betroffenen Person oder bei Ausstellung einer Personenstandsurkunde) nach den Regelungen des Personenstandsgesetzes berichtigt werden.

2. Zu A 1.3.7 PStG-VwV - Erklärungen nach § 94 BVFG

2.1 Die Erklärung nach § 94 Bundesvertriebenengesetz (BVFG) kann gegenüber dem Bundesverwaltungsamt im Verteilverfahren oder gegenüber dem Standesamt abgegeben werden.

2.2 Wurde bereits eine Erklärung zur Namensführung gegenüber dem Bundesverwaltungsamt abgegeben, ergibt sich dies aus einem entsprechenden Vermerk im Registrierschein und ggf. aus der Bescheinigung nach § 15 BVFG. Die sich aus dieser Erklärung ergebenden Namen sind verbindlich. Ein Widerruf oder eine abweichende Namenswahl sind nicht zulässig.

3. Zu A 1.3.8 PStG-VwV - Behördliche Änderung oder Feststellung des Namens

Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 15 der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom) vom 7.5.1994 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5.11.2009 (GVBl. LSA S. 514, 520), sind die Landkreise und kreisfreien Städte für die behördliche Änderung von Familien- und Vornamen zuständig.

Dem Landesverwaltungsamt obliegt die verbindliche Feststellung von Familiennamen.

4. Zu A 2.1 PStG-VwV - Bezeichnung des Ortes

4.1 Bei der Bezeichnung des Ereignisortes (Geburts-, Sterbe-, Heirats-, Wohnort, Ort der Begründung der Lebenspartnerschaft) hat das Standesamt neben dem amtlichen Gemeindenamen auch die in seinem Zuständigkeitsbereich festgelegten Ortsteilbezeichnungen in die Beurkundung aufzunehmen.

4.2 Dem Namen der Gemeinde ist der Name des Gemeindeteils (Ortsteils) anzufügen, wenn dieser besonders benannt wurde. Dies trifft zu

a) 
wenn in einer Gemeinde gemäß § 12 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) Gemeindeteile benannt worden sind, 

b) 
wenn durch eine gemeindliche Neugliederung aufgelöste Gemeinden ihren bisherigen Namen als Ortsteilnamen behalten.

4.3 Die außerhalb seines Zuständigkeitsbereiches in Sachsen-Anhalt festgelegten Ortsteilbezeichnungen hat das Standesamt in die Beurkundungen nur dann aufzunehmen, wenn der Betroffene die Benennung der Ortsteilbezeichnungen nachweist (z. B. durch Aufenthaltsbescheinigung, Meldebescheinigung oder Eintragung im Personalausweis).

4.4 Der nach Nummer 4.2 benannte Gemeinde- bzw. Ortsteil führt im amtlichen Gebrauch die einheitliche Bezeichnung „Ortsteil“. Eine Ortsteilbezeichnung ist nach dem amtlichen Namen der Gemeinde mit dem Zusatz „Ortsteil...“, durch ein Komma getrennt, einzutragen. Die Verwendung der Abkürzung „OT“ ist zulässig. Ein Weglassen des Begriffs „Ortsteil“ und die Verwendung eines Bindestrichs ist nicht zulässig.

4.5 Der Name des Ortsteils ist nicht anzufügen

a) 
wenn er mit dem Gemeindenamen übereinstimmt,

b) 
wenn der Ortsteil (Gemeindeteil) außerhalb Sachsen-Anhalts liegt, es sei denn, sein Name ergibt sich aus einer vorgelegten Personenstandsurkunde,

c) 
wenn eine internationale Personenstandsurkunde ausgestellt wird.

4.6 In die Personenstandsurkunde ist der Name des Ortsteils nur dann aufzunehmen, wenn er im jeweiligen Personenstandsregister, aus dem die Urkunde ausgestellt wird, eingetragen ist.

4.7 Bei der Beurkundung einer Geburt oder eines Todes ist anzugeben, wo innerhalb der Gemeinde die Geburt oder der Tod eingetreten ist. Dies geschieht durch zusätzliche Angabe von Straße und Hausnummer. In die Personenstandsurkunde, die aus dem Geburten- oder Sterberegister ausgestellt wird, ist als Geburts– oder Sterbeort nur die Gemeinde mit der amtlichen Schreibweise ihres Namens, gegebenenfalls unter Anfügung des Ortsteilnamens, aufzunehmen.

5. Zu A 3.1 PStG-VwV - Verfahren bei Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft

5.1 Die Mitgliedschaft in einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, ergibt sich aus den jeweiligen Rechtsnormen oder Statuten (z. B. wird die Kirchenmitgliedschaft durch die Taufe erworben). Der Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, richtet sich nach dem Kirchenaustrittsgesetz vom 15.4.1998 (GVBl. LSA S. 178), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.3.2004 (GVBl. LSA S. 234) und nach den Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Kirchenaustrittsgesetzes (Gem.RdErl. des MK und MI vom 16.6.2010, MBl. LSA S. 350). 

Zuständig für die Entgegennahme der Erklärung über den Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, ist das Standesamt, in dessen Zuständigkeitsbereich die erklärende Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung hat. Die Entgegennahme der Kirchenaustrittserklärung ist nach lfd. Nr. 83 des Kostentarifs zur Allgemeinen Gebührenordnung des Landes Sachsen-Anhalt (AllGO LSA) gebührenpflichtig.

5.2 Ob eine Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt, kann Anlage 1 der Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Kirchenaustrittsgesetzes entnommen werden.
6. Zu A 4.1 PStG-VwV - Hinzuziehung eines Dolmetschers 

6.1 Gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i.V.m. § 23 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) ist die Amtssprache deutsch. Werden gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i. V. m. § 23 Abs. 2 VwVfG bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige Schriftstücke vorgelegt, so soll unverzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangt werden. In begründeten Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung verlangt werden.

6.2 Die Kosten für den Dolmetscher sind von den Betroffenen zu tragen. Bei hör- oder sprachbehinderten Menschen sind § 9 des Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen vom 27.4.2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024) sowie § 5 der Verordnung zur Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren nach dem Behindertengleichstellungsgesetz vom 17.7.2002 (BGBl. I S. 2650), geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024), zu beachten.

6.3 Im Ministerialblatt werden regelmäßig die von den Präsidenten der Landgerichte geführten Verzeichnisse der öffentlich bestellten und allgemein beeidigten Dolmetscher und Übersetzer bekannt gemacht.

7. Zu A 5.1 PStG-VwV - Legalisation

7.1 Legalisation deutscher öffentlicher Urkunden

7.1.1 Die Zuständigkeit sowie das Verfahren für die Vorbeglaubigung und die Beglaubigung deutscher öffentlicher Urkunden, die zum Gebrauch im Ausland bestimmt sind, ist im Erlass des MI vom 10.12.2010 (MBl. LSA S. 669) geregelt. Danach ist das Landesverwaltungsamt für die Beglaubigung der in seinem Zuständigkeitsbereich ausgestellten öffentlichen Urkunden zuständig.

7.1.2 Für die Beglaubigung gerichtlicher und notarieller Urkunden aus Sachsen-Anhalt zum Zwecke der Legalisation ist nach der AV des MJ über die Beglaubigung und Legalisierung deutscher Urkunden, Erteilung von Apostillen und Bestätigungen, Befreiung von diesen Förmlichkeiten vom 18.12.1993 (MBl. LSA 1994 S. 264) der Präsident des Landgerichts, für eine weitere Beglaubigung das Ministerium der Justiz zuständig.

7.1.3 Die Urkunden der Gemeinden und der Standesämter bedürfen der Vorbeglaubigung vom Landkreis, soweit die Unterschrift der Person, die die Urkunde ausgestellt hat, nicht beim Landesverwaltungsamt hinterlegt oder sonst bekannt ist. Damit die Landkreise die zum Gebrauch im Ausland bestimmten Urkunden vorbeglaubigen und das Landesverwaltungsamt diese Urkunden beglaubigen kann, sind die Unterschriftsproben der Personen, die die Urkunden ausgestellt oder vorbeglaubigt haben, bei den jeweils zuständigen Behörden zu hinterlegen. Die Unterschriften sind handschriftlich zu vollziehen. Das verwendete Siegel ist deutlich abzudrucken.

7.1.4 Änderungen der zur Ausstellung oder Vorbeglaubigung einer Urkunde befugten Personen sind den zuständigen Behörden unverzüglich mitzuteilen.

7.2 Legalisation ausländischer Urkunden

Bei ausländischen Urkunden ist im jeweiligen Einzelfall zu entscheiden, ob eine Legalisation durch die zuständige deutsche Auslandsvertretung erforderlich ist. Zum Verfahren der Echtheitsprüfung ausländischer Urkunden aus sogenannten Problemstaaten wird auf den Erlass des MI vom 21.8.2009 – 42.21-11143/2-1 (n. v.) hingewiesen. Die jeweils aktuelle Fassung des Erlasses kann im Internet unter der Adresse „www.sachsen-anhalt.de“ (Politik+Verwaltung, Ministerien, Ministerium des Innern, Downloadservice und Ausländerrecht und Personenstandswesen) abgerufen werden.

8. Zu A 5.2 PStG-VwV - Apostille

8.1 Für die Ausstellung der Apostille sind nach dem Beschluss der Landesregierung zur Regelung der Zuständigkeit nach dem Haager Übereinkommen vom 5.10.1961 zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Legalisation vom 12.10.1993 (MBl. LSA 1994 S. 264), geändert durch Abschnitt XXXII des Beschlusses vom 19.7.2005 (MBl. LSA S. 450), zuständig:

a) 
die Präsidenten der Landgerichte für die in ihrem Bezirk von den Gerichten, Justizbehörden und Notaren des Landes errichteten öffentlichen Urkunden;

b) 
das Ministerium der Justiz für die von ihm errichteten öffentlichen Urkunden;

c) 
das Ministerium des Innern für die von ihm, von der Staatskanzlei und den anderen obersten Landesbehörden errichteten öffentlichen Urkunden;

d) 
das Landesverwaltungsamt für die von ihm, von allen anderen Behörden des Landes und von den seiner Aufsicht unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts ausgestellten öffentlichen Urkunden.

8.2 Das Verfahren für die Erteilung der Apostille ist für gerichtliche und notarielle Urkunden in der AV des MJ vom 18.12.1993 (MBl. LSA 1994 S. 264) und für alle übrigen öffentlichen Urkunden im Erlass des MI vom 10.12. 2010 (MBl. LSA S. 669) geregelt.

9. Zu A 6.2 PStG-VwV - Entscheidungen in Ehesachen durch Gerichte und Behörden in EU-Staaten

9.1 Zu A 6.2.7 PStG-VwV - Feststellung der Anerkennungsvoraussetzungen ausländischer Entscheidungen in Ehesachen durch die Landesjustizverwaltung

Wird eine Ehe in Nicht-EU-Staaten, an der Deutsche oder Ausländer mit unterschiedlicher Staatsangehörigkeit beteiligt waren, für nichtig erklärt, aufgehoben, dem Bande nach oder unter Aufrechterhaltung des Ehebandes geschieden, so wird dies nur anerkannt, wenn der Präsident des Oberlandesgerichts Naumburg festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für die Anerkennung vorliegen. Die Feststellung des Präsidenten des Oberlandesgerichts Naumburg wird durch eine Befreiung von der Beibringung des ausländischen Ehefähigkeitszeugnisses gemäß § 1309 Abs. 2 BGB nicht entbehrlich.

9.2 Vorlage ausländischer Entscheidungen zur Anerkennung

Der Antrag auf Anerkennung einer ausländischen Entscheidung in Ehesachen ist mit einer Stellungnahme über die untere Fachaufsichtsbehörde dem Präsidenten des Oberlandesgerichts Naumburg vorzulegen. Vor der Anerkennung für den deutschen Rechtsbereich darf weder eine neue Eheschließung zugelassen, noch aufgrund der ausländischen Entscheidung eine sonstige Eintragung in ein Personenstandsregister oder eine andere Amtshandlung vorgenommen werden. Die untere Fachaufsichtsbehörde hat die Angaben zur Staatsangehörigkeit der Ehegatten nachzuprüfen und zu bewerten.

9.3 Echtheitsprüfung ausländischer Scheidungsunterlagen

9.3.1 Sofern das Standesamt Zweifel an der Echtheit der vorgelegten Personenstandsunterlagen hat, soll im Einzelfall eine Überprüfung dieser Unterlagen bei der zuständigen Auslandsvertretung der Bundesrepublik Deutschland oder der ausländischen Vertretung des betreffenden Staates eingeleitet werden. Zum Verfahren der Echtheitsprüfung ausländischer Urkunden durch die deutsche Auslandsvertretung aus sogenannten Problemstaaten wird auf den Erlass des MI vom 21.8.2009 – 42.21-11143/2-1 (n. v.) hingewiesen.

9.3.2 Vorrangig sollen ausländische Personenstandsurkunden jedoch von der zuständigen Auslandsvertretung der Bundesrepublik Deutschland legalisiert werden. Lassen sich die Zweifel an der Echtheit der vorgelegten Personenstandsunterlagen nicht ausräumen, so soll das Standesamt gemäß § 49 Abs. 1 PStG die Vornahme einer Amtshandlung schriftlich unter Angabe der Gründe ablehnen. Die Betroffenen sind in diesen Fällen darüber zu unterrichten, dass das Standesamt durch das Amtsgericht am Sitz des Landgerichts auf Antrag zur Vornahme der abgelehnten Amtshandlung angewiesen werden kann. Der Antrag ist an keine Frist und Form gebunden. Er kann schriftlich oder zu Protokoll des zuständigen Gerichts oder eines anderen Amtsgerichts gestellt werden.

9.3.3 Sofern die beteiligte Auslandsvertretung der Bundesrepublik Deutschland mitteilt, dass es sich bei den vorgelegten Unterlagen um Fälschungen handelt, sind die zuständige Staatsanwaltschaft und in den Fällen des § 87 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.2.2008 (BGBl. I S. 163), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30.7.2009 (BGBl. I 2437), auch die zuständige Ausländerbehörde zu unterrichten. 

10. Zu Nr. 1 PStG-VwV - Standesamt

10.1 Zuständige Behörde für das Personenstandswesen

10.1.1 Die Zuständigkeiten nach dem PStG und der PStV ergeben sich aus §§ 1 und 3 PStG–AG LSA.

10.1.2 § 1 PStG-AG LSA überträgt die Aufgaben des Personenstandswesens auf die Gemeinden, die für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises zuständig sind.

10.1.3 Die Zuständigkeit der Gemeinde erstreckt sich auf ihr Gemeindegebiet, das nach § 15 Abs. 1 GO LSA durch die Grundstücke gebildet wird, die nach geltendem Recht zu ihr gehören.

10.1.4 Die Gemeinde ist in ihrem Gebiet der Träger der Aufgabe des Personenstandswesens. Die Verbandsgemeinden erfüllen gemäß § 2 Abs. 2 des Verbandsgemeindegesetzes vom 14.2.2008 (GVBl. LSA S. 40, 41), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 26.5.2009 (GVBl. LSA S. 238, 255), die Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises für ihre Mitgliedsgemeinden.

10.1.5 Die Gemeinde ist auch zuständige Behörde für Maßnahmen nach den §§ 69 und 70 PStG.

10.1.6 Bei Zweifeln über die örtliche Zuständigkeit des Standesamtes bestimmt die gemeinsame untere Fachaufsichtsbehörde das zuständige Standesamt, anderenfalls das Landesverwaltungsamt.
10.2 Weitere Aufgaben des Standesamtes

Dem Standesamt sind als weitere Aufgaben die Führung des Testamentsverzeichnisses 

(§ 347 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 17.12.2008, BGBl. I S. 2586, zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 19.11.2010, BGBl. I S. 1592), sowie die Entgegennahme der Erklärung über den Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist (§ 1 Kirchenaustrittsgesetz), zugewiesen.

10.3 Änderung des Zuständigkeitsbereiches

10.3.1 Die Personenstands- und Sicherungsregister sind zum Zeitpunkt der Auflösung des bisherigen Trägers des Standesamtes gemäß § 21 PStV abzuschließen. Soweit die Personenstands- und Sicherungsregister noch nicht elektronisch geführt werden, erfolgt der Abschlussvermerk im Papierregister. Anstelle der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur des Standesbeamten tritt dann die Unterschrift des Standesbeamten.

Die Personenstandsregister, Verzeichnisse, Karteien, Sammelakten und Ausstattungsgegen-stände des aufgelösten Standesamtes sind dem Rechtsnachfolger oder dem in einer Ausein-andersetzungsvereinbarung bestimmten Träger des Standesamtes zu übergeben. Die Übergabe ist aktenkundig zu machen.

10.3.2 Mit dem Tag der Bildung der neuen kommunalen Gebietskörperschaft, die Träger des Standesamtes ist, sind neue Personenstands- und Sicherungsregister zu eröffnen.

10.3.3 Die Änderungen der Standesamtsbezeichnung und des Zuständigkeitsbereiches sind von der nach § 1 PStG-AG LSA für das Personenstandswesen zuständigen Behörde dem Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt, der Oberfinanzdirektion und dem Landesverwaltungsamt mit Wirksamkeitsdatum mitzuteilen. Darüber hinaus wird empfohlen, diese Veränderung auch ortsüblich bekannt zu machen.

Aus Gründen der Rechtssicherheit ist neben der Bekanntmachung der kommunalaufsichtsbehördlichen Genehmigung im amtlichen Verkündungsblatt des Landesverwaltungsamtes im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung mitzuteilen, dass sich mit der Genehmigung der Gebietsänderung auch der Zuständigkeitsbereich des Standesamtes verändert hat und welche Gemeinden oder bisherigen Gemeinden dieser umfasst. Auch sind die Einwohner der neu gebildeten Gemeinde oder Verbandsgemeinde über den Sitz und die Bezeichnung des Standesamtes einschließlich Öffnungszeiten und die dort geführten Personenstandsregister und Unterlagen zu informieren.

Soweit sich die Namensführung der Trägerbehörde des Standesamtes ändert, ist das Amts-schild des Standesamtes entsprechend anzupassen. Tritt in der Kennzeichnung des Standesamtes keine Änderung ein, so bestehen gegen eine Weiterverwendung des Amtsschildes mit dem Landeswappen entsprechend der bisherigen Verfahrensweise keine Bedenken.

10.3.4 Das Standesamt der neuen kommunalen Gebietskörperschaft, die Träger des Standesamtes ist, fordert beim Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt rechtzeitig, mindestens 14 Tage vorher, eine neue Standesamtsnummer an. Die neue Standesamtsnummer ist, wie die neue Bezeichnung des Standesamtes, mit dem Tag des Wirksamwerdens der Bildung der neuen kommunalen Gebietskörperschaft für die Beurkundung zu verwenden. Die Fachverfahrenshersteller sind nach Zuteilung der neuen Standesamtsnummer zu unterrichten.

Das Standesamt hat die ihm zugeteilte Standesamtsnummer (achtstellige Schlüsselnummer) dem Landesrechenzentrum Sachsen-Anhalt (LRZ), als der im Land zuständigen Stelle für die Pflege des Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnisses (DVDV), mitzuteilen.

Die Anschrift lautet:

Oberfinanzdirektion Magdeburg

Landesrechenzentrum Sachsen-Anhalt (LRZ), 

Barbarastraße 2, 06110 Halle (Saale),

E-Mail: DVDV@liz.sachsen-anhalt.de.

10.4 Bezeichnung des Standesamtes

10.4.1 Das Standesamt führt als Bezeichnung den Namen der Gemeinde/ Einheitsgemeinde in der amtlich festgelegten Schreibweise.

10.4.2 Das Standesamt einer Verbandsgemeinde führt den Namen der Verbandsgemeinde in der amtlich festgelegten Schreibweise, der in der Verbandsgemeindevereinbarung bestimmt ist und sich aus dem vom Statistischen Landesamt herausgegebenen Verzeichnis der Gemeinden ergibt. 

10.4.3 Bezeichnungen wie Gemeinde, Einheitsgemeinde, Stadt, Landeshauptstadt oder Verbandsgemeinde sind nicht Bestandteil des Namens des Standesamtes.

10.4.4 Stimmt der Name der Verbandsgemeinde nicht mit dem Sitz überein, so ist auch der Sitz der Verbandsgemeinde in der amtlich festgelegten Schreibweise anzugeben (z. B. Standesamt „An der Finne“ in Bad Bibra; Standesamt „Vorharz“ in Wegeleben).

Der Name des Ortsteils einer Gemeinde, in dem das Standesamt seinen Sitz hat, ist nicht Bestandteil der amtlichen Bezeichnung des Standesamtes.

10.5 Amtssitz des Standesamtes

10.5.1 Der Amtssitz des Standesamtes befindet sich am Sitz der Gemeindeverwaltung, bei einer Verbandsgemeinde an deren Verwaltungssitz.

10.5.2 Die erforderliche Kennzeichnung des Standesamtes kann außerhalb und/ oder innerhalb des Dienstgebäudes angebracht werden.

10.5.3 Die Diensträume des Standesamtes sollen für jede Person ohne Beteiligung eines Dritten auffindbar und möglichst auch zugänglich sein. Dies gilt für Außenstellen des Standesamtes, für deren Einrichtung innerhalb des Zuständigkeitsbereiches der Träger des Standesamtes eigenverantwortlich im Rahmen der Organisationshoheit zuständig ist, entsprechend.

10.6 Siegelführung in den Standesämtern

10.6.1 Das Standesamt führt das Dienstsiegel der Körperschaft, der es angehört.

10.6.2 Für die im Standesamt zu führenden Dienstsiegel ist der RdErl. des MI über die Anfertigung und Führung von Dienstsiegeln der Kommunen vom 9.10.2008 (MBl. LSA S. 766), zuletzt geändert durch RdErl. vom 16.8.2010 (MBl. LSA S. 478), zur Anfertigung und Führung von Dienstsiegeln der Kommunen maßgebend.

10.6.3 Das Standesamt hat der unteren Fachaufsichtsbehörde unter Beifügung eines Dienstsiegelabdrucks die Führung des Dienstsiegels oder einen Wechsel in der Dienstsiegelführung anzuzeigen. Dies gilt im Fall eines Verlustes, der Einziehung und Vernichtung eines Dienstsiegels (z. B. wegen Abnutzung oder Änderung der Umschrift) entsprechend.

10.7 Postlauf

Die für die Beurkundung von Personenstandsfällen eingehende oder abgehende Post soll aus dem normalen Postlauf innerhalb der Behörde herausgenommen werden. Die eingehende Post soll direkt dem Standesamt zugeleitet werden.

11. Zu Nr. 1 PStG-VwV - Fachaufsicht

11.1 Aufgaben der Aufsichtsbehörde

11.1.1 Die Standesamtsaufsicht hat zu gewährleisten, dass die Aufgabenerledigung in den Standesämtern auf hohem fachlichen Niveau erfolgt. Hierzu hat die Standesamtsaufsicht regelmäßig die Tätigkeit der Standesämter zu prüfen.

11.1.2 Die Prüfung der Standesämter obliegt der zuständigen unteren Fachaufsichtsbehörde; sie umfasst die gesamte fachliche Tätigkeit des Standesamtes, einschließlich der Beurkundungstätigkeit der Standesbeamten.

11.1.3 Die untere Fachaufsichtsbehörde führt für ihren Zuständigkeitsbereich eine Übersicht, aus der sich die bestellten Standesbeamten sowie die von diesen absolvierten fachbezogenen Fortbildungen ergeben.

11.1.4 Die Prüfung der Standesämter durch die untere Fachaufsichtsbehörde soll mindestens einmal innerhalb von fünf Jahren erfolgen. Über das Ergebnis der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen. Eine Durchschrift der Niederschrift ist der oberen Fachaufsichtsbehörde zu übersenden. Bei wesentlichen Beanstandungen an der Amtsführung soll eine Wiederholungsprüfung innerhalb eines Jahres erfolgen.

11.1.5 Den Fachaufsichtsbehörden stehen die Befugnisse nach §§ 135 sowie 145 Abs. 3 und 5 GO LSA zu.

11.2 Anforderung an die Bediensteten der Fachaufsicht

11.2.1 Die Aufsicht über die Standesämter erfordert eine genaue Kenntnis der standesamtlichen Aufgaben. Sie umfasst die Beurteilung schwieriger Rechtsfragen sowie die Überprüfung ausländischer Personenstandsfälle und ausländischer Entscheidungen in Ehe- und Kindschaftssachen. Dies soll bei der Personalplanung berücksichtigt werden.

11.2.2 Die Bediensteten der Fachaufsichtsbehörden sollen sich ebenfalls ständig über die Rechtsentwicklung auf dem Gebiet des Personenstands-, Familien-, Namens- und Staatsangehörigkeitsrechts sowie des nationalen und internationalen Privatrechts unterrichten und Fortbildungslehrgänge besuchen.

11.2.3 Für Bedienstete, denen die Aufgabe der Standesamtsaufsicht übertragen wird, gilt daher § 1 Abs. 2, 3, 4 PStVO LSA entsprechend.

11.2.4 In zeitlicher Nähe zur Übertragung der Aufgabe der Standesamtsaufsicht soll eine fachbezogene Grundschulung erfolgen.

11.2.5 Der Bundesverband der Deutschen Standesbeamten e.V. bietet Aus- und Fortbildungslehrgänge für Bedienstete der Fachaufsichtsbehörden an. Die Lehrgänge vermitteln die für die Aufsichtsführung notwendigen Fachkenntnisse.

11.2.6 Bedienstete des Standesamtes einer kreisfreien Stadt dürfen nicht mit Aufgaben der unteren Fachaufsichtsbehörde befasst werden.

12. Zu Nr. 1 PStG-VwV - Notfallbestellung

12.1 Nach § 3 PStG-AG LSA soll im Notfall die Wahrnehmung der personenstandsrechtlichen Beurkundungen für eine Übergangszeit durch ein anderes Standesamt sichergestellt werden.

12.2 Ein Notfall liegt in der Regel vor, wenn alle Standesbeamten oder geeignete Bedienstete eines Standesamtes, z. B. wegen Krankheit, vorübergehend an der Wahrnehmung der Geschäfte verhindert sind, die standesamtliche Bestellung erloschen ist oder widerrufen wurde. Da die Beurkundung personenstandsrechtlicher Angelegenheiten in der Regel keinen Aufschub duldet, soll in diesen Fällen die zuständige Fachaufsichtsbehörde ein anderes Standesamt, in der Regel ein benachbartes, mit der vorübergehenden Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen. 

12.3 Zuständig für die Beauftragung eines anderen Standesamtes mit der Wahrnehmung der personenstandsrechtlichen Beurkundungen für eine Übergangszeit ist die untere Fachaufsichtsbehörde; bei kreisübergreifender Notfallbestellung die obere Fachaufsichtsbehörde. Je nach Dringlichkeit kann die vorübergehende Aufgabenübertragung zunächst mündlich bzw. fernmündlich erfolgen. Eine bestimmte Form ist für die schriftliche Auftragserteilung nicht vorgesehen.

12.4 Beginn und Ende der vorübergehenden Übertragung der Geschäfte des Standesamts auf ein anderes Standesamt sind in den Akten des Standesamts zu vermerken. 

12.5 Bei der Aufgabenübertragung im Notfall handelt es sich um eine besondere Amtshilfesituation. Die Kosten für die Aufgabenwahrnehmung sind nach dem Verursacherprinzip von der Gemeinde zu tragen, für deren Standesamt die Notfallbestellung erfolgt. Für die kostenmäßige Abwicklung kann § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i. V .m. § 8 VwVfG herangezogen werden.

13. Zu Nr. 1 PStG-VwV - Verzeichnis der Standesämter

13.1 Das Standesamtsverzeichnis für das Land Sachsen-Anhalt wird von der oberen Fachaufsichtsbehörde geführt. Es enthält die Daten über die Landkreise, kreisfreien Städte, Standesämter, einschließlich der zugehörigen Gemeinden, die vom Statistischen Landesamt zugewiesenen Standesamtsnummern sowie abgeschlossene Zweckvereinbarungen auf dem Gebiet des Personenstandswesens.

13.2 Das Standesamtsverzeichnis ist fortzuführen und mindestens zweimal im Jahr zu aktualisieren. Das Verfahren wird von der oberen Fachaufsichtsbehörde bestimmt.

14. Zu Nr. 2 PStG-VwV - Standesbeamte

14.1 Bestellung der Standesbeamten

14.1.1 Die Bestellung zum Standesbeamten ist keine beamtenrechtliche Ernennung, sondern die Übertragung einer besonderen Funktion für die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben des Personenstandswesens. Sie gehört zu den Geschäften der laufenden Verwaltung und erfolgt auf Widerruf durch die Aushändigung einer Urkunde. Mit der Bestellung zum Standesbeamten sind diese Urkundspersonen. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Urkundsperson sind sie nicht an fachliche Weisungen gebunden. Eine Beschränkung der Bestellung auf bestimmte Aufgaben ist nicht zulässig.

14.1.2 Die Bestellung ist vom Leiter der für das Personenstandwesen zuständigen Behörde 

(§ 1 PStG-AG LSA) oder von dem für die allgemeine Vertretung zuständigen Vertreter vorzunehmen. Die Bestellung zum Standesbeamten erfolgt durch die Aushändigung einer Bestellungsurkunde. In der Bestellungsurkunde ist der Tag, an dem die Bestellung wirksam wird, anzugeben. Die Bestellungsurkunde, die die Worte „auf jederzeitigen Widerruf“ enthalten muss, ist von dem nach Satz 1 Zuständigen unter Angabe des Datums und Beidrückung des Dienstsiegels entsprechend auszufertigen. Erfolgt die Bestellung für einen bestimmten Zeitraum, so ist auch der Tag der Beendigung der Bestellung anzugeben. Beginn und Ende der übertragenen Amtstätigkeit sind in den Akten des Standesamtes zu vermerken.

14.1.3 § 1 Abs. 2 PStVO LSA regelt die fachlichen Anforderungen an den zu bestellenden Personenkreis. Die Standesbeamten müssen nicht nur persönlich besonders geeignet sein, sondern neben allgemeinen Verwaltungs- und Rechtskenntnissen insbesondere über vertiefte Kenntnisse im Personenstands-, Ehe-, Kindschafts-, Familien-, Namens- und Staatsangehörigkeitsrecht sowie im nationalen und internationalen Privatrecht verfügen, um in der täglichen Praxis rechtsverbindliche Auskünfte erteilen und beweiskräftige Personenstandsbeurkundungen vornehmen zu können. In der Regel ist dafür als Grundvoraussetzung die Befähigung für die Laufbahn des allgemeinen Verwaltungsdienstes Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt erforderlich. Daneben ist die fachliche Eignung zum Standesbeamten besonders nachzuweisen. Sie gilt in der Regel als erbracht, wenn der Betreffende mit Erfolg an einem Einführungslehrgang an einer Schulungseinrichtung für Personenstandswesen teilgenommen hat und mindestens drei Monate in einem Standesamt tätig gewesen ist. Entsprechende Lehrgänge werden von der Akademie für Personenstandswesen in Bad Salzschlirf angeboten.

14.1.4 Gemäß § 1 Abs. 3 PStVO LSA besteht die Möglichkeit, im Einzelfall Ausnahmen zuzulassen. Dabei kann es sich um einzelne oder um alle der unter § 1 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 PStVO LSA genannten Voraussetzungen handeln, so dass z. B. auch erfahrene Beamte der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt oder vergleichbare Bedienstete im Einzelfall zu Standesbeamten bestellt werden können. Über die Ausnahmeanträge, die ausführlich zu begründen sind, entscheidet die zuständige Fachaufsichtsbehörde.

Um einen Ausnahmefall kann es sich handeln, wenn aus nicht vorhersehbaren Gründen (z. B. längere Krankheit oder ungeplantes Ausscheiden aus dem Dienst) in einem Standesamt ein personeller Engpass eintritt, der eine sofortige Neubestellung eines Standesbeamten erforderlich macht. Die ausgewählte Person erfüllt noch nicht die Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 PStVO LSA, ist jedoch aufgrund ihrer Vor- und Ausbildung in der Lage, nach kurzfristiger Einarbeitung die Aufgaben eines Standesbeamten wahrzunehmen. Der Einführungslehrgang an einer Schulungseinrichtung für Personenstandswesen, z. B. der Akademie für Personenstandswesen, ist nachzuholen. 

14.1.5 Ausnahmsweise können auch Bürgermeister zum Standesbeamten bestellt werden. Der Besuch einer entsprechenden Fortbildungsmaßnahme soll jedoch erfolgen. Die Bestellung zum Standesbeamten darf nicht auf bestimmte Tätigkeiten (z. B. Durchführung von Eheschließungen) beschränkt werden. Davon unbenommen bleibt jedoch, dass die Genannten im Rahmen der Geschäftsverteilung nur für bestimmte Tätigkeiten zuständig sind.

14.1.6 Die Bestellung eines Standesbeamten ist der zuständigen unteren Fachaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Mitteilung über die Bestellung sind zwei Unterschriftsproben der bestellten Person sowie zwei Dienstsiegelabdrucke beizufügen, eine Unterschriftsprobe und ein Dienstsiegelabdruck ist an die obere Fachaufsichtsbehörde weiterzuleiten.

14.2 Bestellung der Standesbeamten bei Gebietsänderungen

Die neu gebildete Einheits- bzw. Verbandsgemeinde tritt die Rechtsnachfolge der aufgelösten Gemeinde(n) bzw. Verwaltungsgemeinschaft an. Daher ist eine erneute Bestellung der Standesbeamten grundsätzlich nicht erforderlich. Aus Gründen der Rechtssicherheit soll jedoch zeitnah durch die neue Gebietskörperschaft eine Neubestellung der Standesbeamten erfolgen.

14.3 Anzahl der Standesbeamten

Die Anzahl der zu bestellenden Standesbeamten richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen, insbesondere nach der Größe des Trägers des Standesamtes und den personenstandsrechtlichen Aufgaben (z. B. Geburtenklinik, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen). Für jedes Standesamt sind jedoch zur Sicherstellung einer Vertretungsregelung mindestens zwei Standesbeamte zu bestellen, einem ist die Leitung und damit auch die Verteilung der Geschäfte zu übertragen. In kleineren Standesämtern können die Standesbeamten abhängig vom Grad der Auslastung auch für andere Aufgaben der Kommunalverwaltung (z. B. Melde-, Pass- und Ausweiswesen) zuständig sein.
14.4 Widerruf der Bestellung zum Standesbeamten

14.4.1 Die Bestellung zum Standesbeamten ist eine Funktionsübertragung, die unmittelbar an die Aufgabenwahrnehmung geknüpft ist und jederzeit widerrufen werden kann. Ändert sich die Aufgabenzuweisung und soll die betroffene Person nicht mehr als Urkundsperson im Standesamt tätig sein, so ist über den Widerruf der Bestellung zu entscheiden.

14.4.2 Der Widerruf der Bestellung zum Standesbeamten ist in § 2 der PStVO LSA geregelt. Der Widerruf bedarf der Schriftform und obliegt ebenfalls dem Leiter der für das Personenstandswesen zuständigen Behörde bzw. seinem allgemeinen Vertreter.

14.4.3 Der Tag der Beendigung der Amtstätigkeit ist in den Akten des Standesamtes zu vermerken.

14.4.4 Mit dem Wirksamwerden des Widerrufs ist der oder die Betroffene nicht mehr Standesbeamter. Er darf von diesem Zeitpunkt an keine personenstandsrechtlichen sowie damit im Zusammenhang stehenden Beurkundungen mehr durchführen.

14.4.5 Die Standesämter haben den Widerruf der Bestellung eines Standesbeamten der unteren Fachaufsichtsbehörde anzuzeigen.

14.4.6 Nach § 2 Abs. 2 PStVO LSA soll ein Widerruf der Bestellung geprüft werden, wenn der Standesbeamte seinen Fortbildungspflichten nicht nachkommt. Da der Tätigkeit der Standesbeamten als Urkundspersonen besondere (Außen-) Wirkung zukommt, müssen sie sich über die Rechtsentwicklung regelmäßig auf dem Laufenden halten. Sie sollen sich insbesondere auf den Gebieten des Personenstands-, Familien-, Namens- und Staatsangehörigkeitsrechts sowie des internationalen und interlokalen Privatrechts ständig weiterbilden und zu diesem Zweck die angebotenen Fortbildungslehrgänge besuchen.

14.4.7 Fachberater und Dozenten erfüllen die Voraussetzung der Teilnahme an drei Fortbildungsveranstaltungen des Landes für Standesbeamte durch eine entsprechende Anzahl von Lehrtätigkeiten.

14.4.8 Nach § 2 Abs. 3 PStVO LSA ist die Bestellung zum Standesbeamten zu widerrufen, wenn er sich im Nachhinein in fachlicher oder persönlicher Hinsicht als ungeeignet erweist. Da sich die Ungeeignetheit einer standesamtlichen Urkundsperson auch aus einer aufsichtsbehördlichen Überprüfung des Standesamtes ergeben kann, hat in diesem Falle auch die zuständige Fachaufsichtsbehörde die Möglichkeit, den Widerruf der Bestellung anzuordnen.

15. Zu Nr. 2.4 PStG-VwV - Fortbildungspflicht

15.1 Der Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. hat es sich zur Aufgabe gemacht, für die im Personenstandswesen tätigen Bediensteten in den Standesämtern und Aufsichtsbehörden die Aus- und Fortbildung durchzuführen oder diese gemeinsam mit dem Bundesverband der Deutschen Standesbeamten e.V. durch Lehrgangsangebote an der Akademie für Personenstandswesen zu ermöglichen. Auch wenn die Teilnahme an den Schulungsveranstaltungen eine Mitgliedschaft im Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalts e.V. nicht voraussetzt, liegt diese jedoch zur Förderung der Aus- und Fortbildung der Standesbeamten im dienstlichen Interesse. Den Landkreisen, kreisfreien Städten, Gemeinden oder Verbandsgemeinden wird daher die Mitgliedschaft im Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. nahegelegt.

15.2 Die Fortbildung der Standesbeamten wird im Auftrage des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-Anhalt vom Landesverwaltungsamt organisiert und vom Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. durchgeführt. Der Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. bietet zweimal jährlich eintägige oder mindestens einmal jährlich mehrtägige Schulungsveranstaltungen an. Daneben können auch die vom Bundesverband der Deutschen Standesbeamten e.V. sowie von anderen Fortbildungsträgern angebotenen Fortbildungsveranstaltungen besucht werden. Die Teilnahme an diesen Fachlehrgängen, die im dienstlichen Interesse liegt, soll den Standesbeamten und den im Personenstandswesen tätigen Sachbearbeitern regelmäßig ermöglicht werden.

15.3 Die Lehr- und Zeitpläne der Schulungsveranstaltungen werden vom Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt aufgestellt; sie werden rechtzeitig der oberen Fauchaufsichtsbehörde bekannt gegeben und im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt veröffentlicht. Die Lehrkräfte für diese Veranstaltungen werden vom Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. gestellt. Die zuständigen Dienstvorgesetzten der ehrenamtlich tätigen Lehrkräfte werden gebeten, sie für diese Lehrtätigkeit jeweils freizustellen.

15.4 Die Einladung und die Aufstellung der Tagesordnung erfolgt durch die obere Fachaufsichtsbehörde im Benehmen mit dem Landesfachverband der Standesbeamten Sachsen-Anhalt e.V. auf dem Dienstweg. Neben der Erörterung von Grundsatzfragen und aktueller Rechtsprechung sind insbesondere die Behandlung von Beispielen aus der standesamtlichen Praxis zu berücksichtigen. Es ist darauf zu achten, dass die Fragestellungen aus der standesamtlichen Praxis den an der Schulung teilnehmenden Personen vorab zur weitgehend selbständigen Bearbeitung mitgeteilt werden. Die unteren Fachaufsichtsbehörden veranlassen die Weiterleitung der Einladungen nebst Tagesordnung an die Standesämter ihres Zuständigkeitsbereiches. Sie sollen im Rahmen ihrer Aufsichtsfunktion an den Schulungsveranstaltungen regelmäßig teilnehmen.

15.5 Der Bundesverband der Deutschen Standesbeamten e.V. führt Ausbildungsseminare durch, die Voraussetzung für die Bestellung zum Standesbeamten sind. Darüber hinaus werden Fortbildungsseminare zur Verbesserung und Vertiefung des Wissensstandes der im Personenstandswesen tätigen Bediensteten durchgeführt. Dem genannten Personenkreis soll die Teilnahme, die im dienstlichen Interesse liegt, ermöglicht werden.

16. Zu Nr. 3 PStG-VwV - Personenstandsregister

16.1 Betrieb der Personenstandsregister

Für den Betrieb elektronischer Personenstands- und Sicherungsregister ist vom Träger des Standesamtes ein Betriebs- und Sicherheitskonzept zu erstellen, das festlegt, mit welchen Maßnahmen die Vorgaben des PStG, der PStV und des Landesarchivgesetzes gewährleistet werden. Es konkretisiert die externen Rahmenbedingungen, die sich aus den Rechtsvorschriften und den Programmbeschreibungen und Erklärungen der Hersteller eingesetzter Datenverarbeitungssysteme ergeben.

16.2 Herstellererklärung

Als Mindestvoraussetzung für ein im Standesamt einzusetzendes elektronisches Verfahren ist eine Herstellererklärung des Programmanbieters zu fordern. Mit der Herstellererklärung übernimmt dieser die Gewähr für die gesetzeskonforme Funktionalität des eingesetzten Systems.

16.3 Auftragsdatenverarbeitung

16.3.1 Auf Grund der umfangreichen organisatorischen und technischen Voraussetzungen für die elektronische Registerführung wird empfohlen, die Führung der elektronischen Personenstands– und Sicherungsregister einem geeigneten IT-Dienstleister im Wege der Auftragsdatenverarbeitung zu übertragen. Ein professionelles Rechenzentrum stellt sicher, dass die Datenverarbeitung den besonderen Anforderungen an die elektronische Registerführung in technischer, organisatorischer, datenschutzrechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht Rechnung trägt. Auch bei der Führung der elektronischen Personenstands– und Sicherungsregister bei einem IT-Dienstleister verbleibt die rechtliche Verantwortung für die elektronischen Register, für die Richtigkeit der Einträge und deren Fortschreibung sowie für die Einhaltung der personenstandsrechtlichen Benutzungsregeln beim jeweiligen Standesamt.

16.3.2 Soweit die Führung der elektronischen Personenstands- und Sicherungsregister im Wege der Auftragsdatenverarbeitung erfolgt, genügt es, wenn die unter Nummern 16.1 bis 16.2 aufgeführten Anforderungen durch den Auftragnehmer erfüllt werden. Der Träger des Standesamtes hat sich dies vom Auftragnehmer bestätigen zu lassen. Im Übrigen ist § 8 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger (DSG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.2.2002 (GVBl.LSA S. 54), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 25 des Gesetzes vom 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648, 680), zu beachten. 

17. Zu Nr. 3 PStG-VwV - Elektronische Signatur

17.1 Allgemeines

17.1.1 Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 und 3 PStG sind Beurkundungen in den Personenstandsregistern mit der Angabe des Familiennamens des zugriffsberechtigten Standesbeamten abzuschließen. Die Identität der Person, die den Eintrag vornimmt, muss jederzeit erkennbar sein.

17.1.2 Bei elektronischer Führung der Personenstandsregister enthalten die Registereinträge die für die Beurkundung der Personenstandsfälle erforderlichen Daten einschließlich der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur des beurkundenden Standesbeamten.

17.1.3 Die Public Key Infrastruktur (PKI LSA) stellt die qualifizierte elektronische Signatur zur rechtssicheren digitalen Bearbeitung von personenstandsrechtlichen Beurkundungen und Mitteilungen zur Verfügung.

17.1.4 Die Standesämter erhalten die erforderliche Signatur auf Antrag über das Landesrechenzentrum Sachsen-Anhalt (LRZ) bei der PKI LSA, sobald sie mit der elektronischen Führung der Personenstandsregister beginnen wollen. Für die Beantragung ist das nachstehende Verfahren maßgebend. Hierbei soll eine enge Abstimmung mit der für die elektronische Datenverarbeitung zuständigen Stelle erfolgen (z. B. Systembetreuer des IT Dienstleisters).

17.1.5 Bei der Beantragung und Ausgabe von qualifizierten Signaturzertifikaten sind die Regelungen und Vorgaben des Signaturgesetzes (SigG) und der Signaturverordnung (SigV) maßgebend. Eine zwingende Voraussetzung bei der Beantragung eines qualifizierten Signaturzertifikates ist gemäß § 6 SigG i. V. m. den Inhalten in § 6 SigV die Unterrichtung des Antragstellers.

17.2 Antragsverfahren bei der PKI LSA

17.2.1 Das Verfahren für die Antragstellung und Ausgabe von Zertifikaten richtet sich nach Nummer 4 des RdErl. des MI über die Organisation und Aufgaben der Sicherheitsinfrastruktur des Landes Sachsen-Anhalt vom 14.3.2006 (MBl. LSA S. 233). Danach haben die jeweiligen Teilnehmer (Standesämter) für die Nutzung der Dienste der PKI LSA einen formellen Teilnahmeantrag an die Registrierungsstelle (siehe Nummer 17.3.3) zu richten, der insbesondere eine Erklärung zur Verfahrensteilnahme sowie zur Verpflichtung im Hinblick auf die Abgabe von evtl. Änderungsmitteilungen beinhaltet.

17.2.2 Zum Antragsverfahren selbst wird auf das Teilnehmerhandbuch des LRZ verwiesen, in dem die einzelnen Schritte aufgezeigt und ausführlich beschrieben sind. Die Ausführungen darin sind bindend.

17.3 Erstmalige Antragstellung

17.3.1 Beauftragung (1. Schritt)

Im Bedarfsfall wird das LRZ mittels des Formulars „pki_beauftragung“ mit der Beschaffung eines geeigneten Chipkartenlesers beauftragt. Das Formular bedarf unter Nummer 1 der Angabe des Auftraggebers (Behörde) und des Rechnungsempfängers. Unter Nummer 2 wird neben der Anzahl der zu beschaffenden Chipkartenleser auch das Verfahren angegeben, in dessen Rahmen die Beschaffung erfolgen soll. Es ist zu beachten, dass bei der Erzeugung der qualifizierten elektronischen Signatur ein Chipkartenleser mindestens der Klasse II (Kartenleser mit PIN-Pad) zu verwenden ist. Mit der Unterschrift des Auftraggebers wird gleichzeitig die Übernahme der Kosten für den/ die Chipkartenleser erklärt.

17.3.2 Teilnehmerantrag (2. Schritt)

Der Antragsteller (der Standesbeamte) vervollständigt den Teilnahmeantrag und lässt sich dort unter Nummer 3.1 (Erstbeantragung) vom Verfahrensverantwortlichen (z.B. Leiter des Behörde) bestätigen, dass er das qualifizierte Signaturzertifikat im Rahmen des Fachverfahrens „elektronisches Personenstandswesen“ beantragen darf. Die Zertifikatskosten werden vom Land übernommen, so dass die Kostenübernahmeerklärung unter Nummer 4 nicht erforderlich ist. Sofern das LRZ mit der Beschaffung eines Chipkartenlesers beauftragt wurde, ist die Kostenübernahme hierfür unter Nummer 4 zu bestätigen. Liegen die Bestätigungen zum Teilnahmeantrag vor, ist der Zertifikatsantrag vorzubereiten.

17.3.3 Zertifikatsantrag (3. Schritt)

Der Zertifikatsantrag ist online auf den Webseiten des Zertifizierungsdiensteanbieters unter

https://www.telesec.de/cgi-bin/pksauftrag_testasa.pl zu stellen. Unterstützend stellt die PKI Sachsen-Anhalt das „PKS Benutzer Handbuch“ als Anleitung zur Online-Beantragung zur Verfügung. Zum weiteren Vorgehen wird auf die Ausführungen in Kapitel 8 des Teilnehmerhandbuches verwiesen. Nach dem Absenden des Online-Zertifikatsantrages wird dem Antragsteller der Antrag als PDF-Dokument zur Verfügung gestellt, der auszudrucken und noch nicht unterschrieben in der Registrierungsstelle vorzulegen ist.

17.3.4 Antragsabgabe (4. Schritt)

Der Teilnahmeantrag und der Zertifikatsantrag sind der Registrierungsstelle vorzulegen. Für die Ausgabe von Signaturzertifikaten wird eine zuverlässige Identifikation des Antragstellers vorausgesetzt. Die Anträge können entweder persönlich in der Registrierungsstelle abgegeben oder es kann das im Land eingeführte Post-Ident-Verfahren genutzt werden. Dabei wird die Personenidentifikation von Mitarbeitern der Deutschen Post AG übernommen. Die Antragsunterlagen werden anschließend mitsamt einem Identifikationsnachweis an die Registrierungsstelle übermittelt. Im Übrigen wird auf die Ausführungen im Teilnehmerhandbuch (Kapitel 8) verwiesen.

Werden die Anträge persönlich in der Registrierungsstelle abgegeben, ist zu beachten, dass der Zertifikatsantrag vom Antragsteller erst im Beisein eines Mitarbeiters der Registrierungsstelle unterschrieben wird. Durch die Unterschrift bestätigt der Antragsteller auch, dass er im Sinne des § 6 SigG i. V. m. den Inhalten in § 6 SigV unterrichtet wurde.

17.4 Ausgabe des Zertifikates

17.4.1 Die Ausgabe der Signaturkarte mit dem qualifizierten Signaturzertifikat erfolgt ca. 5 bis 10 Tage nach Antragsabgabe auf dem Postweg. Alternativ kann die Signaturkarte auch persönlich in der Registrierungsstelle abgeholt werden.

17.4.2 Die Karte selbst befindet sich bei Übergabe im Null-PIN-Status. Es ist daher erforderlich, dass mittels einer dafür vorgesehenen Anwendung eine Signatur-PIN gesetzt wird. Bewährt hat sich die Anwendung SecCardAdmin, zu erreichen unter:

http://www.seccommerce.de/de/produkte/seccardadmin/seccardadmin.html
17.5 Zertifikatsfreischaltung

17.5.1 Bevor die Signaturkarte rechtsverbindlich in einem Fachverfahren oder einer Anwendung eingesetzt werden kann, ist die Freischaltung des Signaturzertifikates erforderlich. Nach erfolgter PIN-Vergabe ist zunächst zu prüfen, ob die Angaben in dem Signaturzertifikat korrekt sind. Anschließend erfolgt die Freischaltung mittels des Formblattes „Empfangsbestätigung Karte ZDA.pdf“, das von der Registrierungsstelle beigefügt wird.

17.5.2 Die Mitarbeiter der Registrierungsstelle sind wie folgt erreichbar:

Oberfinanzdirektion Magdeburg

Landesrechenzentrum Sachsen-Anhalt (LRZ)
Zentrale Registrierungsstelle, 

Barbarastraße 2, 06110 Halle (Saale)
Telefon:
(0345)1304-852 / -862

E-Mail: 
pkilsa-zrs@liz.sachsen-anhalt.de
17.6 Verlängerung

Vor Ablauf der Gültigkeit erfolgt vom Zertifizierungsdiensteanbieter eine Information per E-Mail über den Ablauf des Zertifikates. Die Signaturkarte Sachsen-Anhalt kann für das erneute Aufspielen der Signatur weiter verwendet werden. Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer kann nur ein neues Zertifikat beantragt werden.

17.7 Sperrung

Ein Zertifikat muss gesperrt werden, wenn ihm nicht mehr vertraut werden kann oder darf. Gründe hierfür können sein:

· das Ausscheiden des Zertifikatsinhabers aus der Verwaltung, 

· das Ausscheiden eines Teilnehmers aus dem Fachverfahren, 

· das Bekanntwerden der PIN der Signaturkarte, 

· offenkundiger Missbrauch mit einem Zertifikat oder 

· der Verlust der Signaturkarte.

In begründeten Fällen kann die Sperrung des qualifizierten Signaturzertifikats durch den von der jeweiligen Trägergemeinde des Standesamtes zu bestimmenden sperrberechtigten Vertreter oder die zentrale Registrierungsstelle erfolgen. Die Sperrung eines Zertifikates ist unwiderruflich. Zum weiteren Verfahren wird auf Nummer 10 des Teilnehmerhandbuches und auf die Abbildung 7 des Handbuches – PKS Portal verwiesen.

18. Zu Nr. 3.1 PStG-VwV - Haupteintrag

Die zuständige Stelle für die Pflege des Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnisses (DVDV) ist das Landesrechenzentrum:

Oberfinanzdirektion Magdeburg

Landesrechenzentrum Sachsen-Anhalt (LRZ)
Barbarastraße 2, 06110 Halle (Saale),

E-Mail: DVDV@liz.sachsen-anhalt.de.

19. Zu Nr. 4 PStG-VwV - Sicherungsregister

19.1 Soweit die Sicherungsregister noch nicht elektronisch geführt werden, dürfen längstens bis zum 31.12.2013 noch papiergebundene Sicherungsregister angelegt werden. Das in der Übergangszeit vom 1.1.2009 bis 31.12.2013 angelegte papiergebundene Sicherungsregister ist abzuschließen und gemäß § 3 Abs. 2 PStVO LSA nach Abschluss der unteren Fachaufsichtsbehörde, in der Regel bis zum 28. Februar des folgenden Jahres, zur Aufbewahrung und Aktualisierung einzureichen.

19.2 Fortführung des papiergebundenen Sicherungsregisters einschließlich des Zweitbuches

19.2.1 Nach Abgabe des papiergebundenen Sicherungsregisters an die untere Fachaufsichtsbehörde hat das Standesamt dieser jede Fortführung (Folgebeurkundungen und Hinweise) mitzuteilen. Für die Mitteilungen sind die Formulare nach den Mustern der Anlagen 2 bis 5 gemäß § 65 Abs. 1 PStV zu verwenden. Die Formulare können zusätzlich mit der Angabe „Sicherungsregister“ versehen werden. Die Mitteilung kann auch elektronisch unter Verwendung von XPersonenstand erfolgen.

19.2.2 Die untere Fachaufsichtsbehörde hat die Fortführung in das papiergebundene Sicherungsregister beizuschreiben. Statt der Beischreibung kann dem papiergebundene Sicherungsregister auch der Registerausdruck des ergänzenden Eintrags aus dem Personenstandsregister beigefügt werden.

19.2.3 Nach der Übernahme der Fortführung in das papiergebundene Sicherungsregister wird die Übereinstimmung des papiergebundenen Sicherungsregisters mit dem Personenstandsregister beglaubigt. Für die Übernahme in das papiergebundene Sicherungsregister oder Zweitbuch gilt folgender Beglaubigungsvermerk: „Die Übereinstimmung mit dem Personenstandsregister wird beglaubigt“. Ort, Datum, Behörde, i. A. Name“.

20. Zu Nr. 7.1 PStG-VwV - Sorgfältige Aufbewahrung

20.1 Aufbewahrung der papiergebundenen Personenstandsbücher

20.1.1 Die feuer- und einbruchsichere Aufbewahrung der papiergebundenen Personenstandsregister und standesamtlichen Unterlagen in den Standesämtern muss gewährleistet sein. Dieser Anforderung kommt besondere Bedeutung zu, da bis zum 2.10.1990 keine Zweitbücher angelegt oder diese grundsätzlich vernichtet worden sind.

20.1.2 Die papiergebundenen Personenstandsregister und Sammelakten sind räumlich getrennt aufzubewahren. Unzulässig ist eine Aufbewahrung in offenen Regalen, Holzschränken oder in unverschließbaren Räumen mit ungesicherten Fenstern. In Betracht kommen verschließbare Stahlschränke, auch innenliegende (Archiv-) Räume mit einer feuerhemmenden Tür und Sicherheitsschloss. Die örtlich zuständige Polizeibehörde kann um Auskunft und Beratung ersucht werden.

20.2 Aufbewahrung der Zweitbücher und papiergebundenen Sicherungsregister

20.2.1 Gemäß § 3 Abs. 1 PStVO LSA verbleiben die bis zum 31.12.2008 nach einer Personenstandsbeurkundung angelegten Zweitbücher bei der bisher für die Aufbewahrung und Fortführung zuständigen unteren Fachaufsichtsbehörde. Die dauernd aufzubewahrenden Zweitbücher, die in jedem Fall räumlich getrennt von den Personenstandsbüchern untergebracht werden müssen, sollen sicherstellen, dass z.B. in Verlust geratene oder beschädigte und nicht mehr lesbare Personenstandsbücher wieder hergestellt werden können. Im Übrigen sind Nummer 20.1.1 Satz 1 sowie Nummer 20.1.2 Sätze 2 und 3 zu beachten.

20.2.2 Die für die Aufbewahrung und Führung der Zweitbücher zuständigen Landkreise und kreisfreien Städte übernehmen auch die ab dem 1.1.2009 längstens jedoch bis zum 31.12.2013 angelegten papiergebundenen Sicherungsregister. Nach Ablauf der gesetzlichen Fortführungsfristen sind die papiergebundenen Sicherungsregister und die Zweitbücher dem zuständigen öffentlichen Archiv (Kreisarchiv bzw. Stadtarchiv kreisfreier Städte) zur Übernahme anzubieten.

21. Zu Nr. 7.2 PStG-VwV - Übergabe der Register und Sammelakten an Archive
21.1 Die Übergabe nicht mehr fortgeführter Personenstandsregister an das zuständige öffentliche Archiv erfolgt nur für abgeschlossene Jahrgänge. Dies gilt auch, wenn z. B. mehrere Jahrgänge eines Registers oder verschiedene Register (Geburten-, Ehe-, Lebenspartnerschafts- und Sterberegister) eines Jahrganges zusammengebunden sind.

Da die Personenstandsregister mit Ablauf der Fortführungsverpflichtung zu Archivgut werden, bestimmt sich ihre Nutzung nach Ablauf der Fortführungsverpflichtung ausschließlich nach Archivrecht (§ 61 Abs. 2 PStG). Dies gilt auch, wenn die Personenstandsregister bis zur Über-gabe an das zuständige oder aufnehmende Archiv übergangsweise noch in den Standesämtern verwahrt werden.

21.2 Anbietung der Personenstandsunterlagen zur Übernahme durch das zuständige öffentliche bzw. aufnehmende Archiv

21.2.1 Gemäß § 7 Abs. 3 PStG sind nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 genannten Fristen die Personenstandsregister, die Sicherungsregister und die Sammelakten jahrgangsweise dem zuständigen öffentlichen Archiv zur Übernahme anzubieten. 

21.2.2 Gemäß § 2 Abs. 4 Landesarchivgesetz (ArchG-LSA) vom 28.6.1995 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.6.2004 (GVBl. LSA S. 335, 341), sind Unterlagen, denen für im Gesetz näher bestimmte Zwecke bleibender Wert zukommt, archivwürdig.

21.2.3 § 7 Abs. 1 PStG bestimmt, dass die Personenstandsregister und die Sicherungsregister dauernd aufzubewahren sind. Somit hat bereits der Bundesgesetzgeber zum Ausdruck gebracht, dass es sich bei Personenstands- und Zweitbüchern sowie Personenstands- und Sicherungsregistern um Unterlagen von bleibendem Wert handelt. Eine gesonderte Feststellung der Archivwürdigkeit durch das zuständige oder aufnehmende Archiv gemäß § 11 Abs. 2 i.V.m. § 9 Abs. 4 ArchG-LSA ist mithin entbehrlich. 

21.2.4 Zuständiges Archiv ist gemäß § 11 Abs. 1 ArchG-LSA das Archiv der kommunalen Gebietskörperschaft, der die Aufgaben für das Personenstandswesen gemäß § 1 PStG-AG LSA bzw. § 3 PStVO LSA (Sicherungsregister) zugewiesen worden sind. Ist ein Archiv noch nicht eingerichtet oder ist die Archivierung aus anderen Gründen (Raum-/ Personalprobleme) nicht möglich, sind die Personenstandsunterlagen entsprechend § 11 Abs. 1 ArchG-LSA einem bestehenden gemeinsamen Archiv (in Form einer kommunalen Gemeinschaftseinrichtung, z.B. Stadt- /Kreisarchiv) oder als Depositum einem anderen kommunalen Archiv anzubieten. Ist die Archivierung in einem kommunalen Archiv nachweislich nicht möglich, sind die Personenstandsunterlagen zwingend dem Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt zur Archivierung anzubieten. Das Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt gewährleistet auf der Grundlage eines Depositalvertrages die Verwahrung und Nutzbarmachung der archivwürdigen Personenstandsunterlagen.

Die Anschrift des Landeshauptarchivs Sachsen-Anhalt lautet: 

Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt

Postfach 4023, 39015 Magdeburg 

Telefon:
(0391) 5664-3

E-Mail: 
poststelle@lha.mi.sachsen-anhalt.de

Homepage: 
http://www.lha.sachsen-anhalt.de

21.3 Sammelakten

Die Sammelakten enthalten grundsätzlich alle für die Beurkundung eines Personenstandsfalles notwendigen Nachweise und Dokumente. Im Gegensatz zu den Personenstandsbüchern und Zweitbüchern sowie den Personenstandsregistern und Sicherungsregistern besteht für die Sammelakten keine Verpflichtung zur dauernden Aufbewahrung. Gleichwohl sind gemäß 

§ 7 Abs. 3 PStG auch die Sammelakten dem zuständigen öffentlichen Archiv (eigenes oder gemeinsames Archiv) oder als Depositum einem anderen kommunalen Archiv bzw. dem Landeshauptarchiv Sachsen-Anhalt (aufnehmendes Archiv) anzubieten. Über die Archivwürdigkeit der Sammelakten entscheidet das zuständige oder aufnehmende Archiv (siehe Nummer 21.1.4.) auf der Grundlage von § 11 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 9 Abs. 4  ArchG-LSA. Eine Vernichtung ist aktenkundig zu machen. 

21.4 Übergabe und Nutzung für Zwecke des Standesamtes 

Die Übergabe der archivwürdigen Personenstandsunterlagen an das Archiv ist durch eine Übergabeniederschrift aktenkundig zu machen. Aus dieser soll für die weitere Nutzung der Personenstandsregister als Archivgut neben den Angaben gemäß Nr. 7.2.3 PStG-VwV auch ersichtlich sein, in welchem Archiv die Unterlagen fortan aufbewahrt werden. Soweit das Standesamt zur Aufgabenerfüllung Einsicht in diese Unterlagen nehmen muss, ist für dieses gemäß § 10 Abs. 6 ArchG-LSA der ungehinderte Zugang und die Ausfertigung von Ablichtungen oder Abschriften zu gewährleisten.

22. Zu Nr. 8 PStG-VwV - Neubeurkundung nach Verlust eines Registers

22.1 Zu Nr. 8.1 PStG-VwV - Aufbewahrung des Protokolls bei Wiederherstellung eines elektronischen Registers
Das Protokoll nach Nr. 8.1.1 PStG-VwV ist nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen gleichfalls als Archivgut zu behandeln (siehe Nummer 21.1.4). 

22.2 Zu Nr. 8.2 PStG-VwV - Verlust eines Papierregisters

22.2.1 Zuständige Stelle nach Nr. 8.2.3 PStG-VwV ist die untere Fachaufsichtsbehörde. An diese sind die vom 1.1.2009 bis längstens 31.12.2013 angelegten papiergebundenen Sicherungsregister nach deren Abschluss abzugeben.

22.2.2. Die ausgestellten beglaubigten Abschriften der in Verlust geratenen oder unbenutzbar gewordenen Einträge sind nach Nr. 8.2.4 PStG-VwV ebenfalls an diese abzugeben.

23. Zu Nr. 12 PStG-VwV - Anmeldung der Eheschließung

23.1 Zu Nr. 12.6 PStG-VwV - Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses
23.1.1 Zuständig für die Entscheidung über die Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses gemäß § 1309 Abs. 2 BGB ist der Präsident des Oberlandesgerichtes Naumburg, Domplatz 10 in 06618 Naumburg.

23.1.2 Für Entscheidungen gemäß § 1309 Abs. 2 BGB (Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses) legt der Präsident des Oberlandesgerichtes Naumburg grundsätzlich das vom Oberlandesgericht Köln erstellte Länderverzeichnis mit Erläuterungen zu den Antragsvoraussetzungen zugrunde.

Das Verzeichnis ist unter der Internetadresse „http://www.olg-koeln.nrw.de“, dann weiter unter den Menüpunkten Aufgaben-Justizverwaltung-Kölner Liste Online bzw. Länderverzeichnis abrufbar. Die vom Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt zusätzlich übersandten internen Merkblätter enthalten Erkenntnisse hinsichtlich erkannter Fälschungen oder Ermittlungsmethoden der deutschen Auslandsvertretungen und sind daher vertraulich. Sie sind dem Antragsteller/ der Antragstellerin nicht zugänglich zu machen.

23.1.3 Sofern im Befreiungsverfahren nach § 1309 Abs. 2 BGB die Voraussetzungen nach 

A 6.2.8 PStG-VwV vorliegen, wird auch geprüft, ob die ausländische Entscheidung in Ehesachen anerkannt wird.

23.1.4 Die Antragsteller sind ergänzend zu befragen, ob es sich bei der Auflösung der Ehe um eine gerichtliche oder um eine sogenannte Privat- bzw. Behördenscheidung gehandelt hat. Hierzu ist das Muster der Anlage 1 zu verwenden.

Im Falle einer gerichtlichen Auflösung der Ehe ist dem Antrag das rechtskräftige Scheidungsurteil, versehen mit einem Legalisationsvermerk oder einer Apostille, beizufügen.

23.2 Zu Nr. 12.7 PStG-VwV - Weitere Unterlagen bei Auslandsbeteiligung
23.2.1 Die Beschaffung von Unterlagen obliegt grundsätzlich den Betroffenen. Insoweit soll diesen empfohlen werden, die benötigten Personenstandsunterlagen direkt von den Behörden des Heimatlandes anzufordern. Sollte dies erfolglos verlaufen, so kann die Hilfe der zuständigen deutschen Auslandsvertretung in Anspruch genommen werden.

23.2.2 Können Urkunden aus Personenstands- und Kirchenbüchern der Vertreibungsgebiete oder andere Personenstandsunterlagen nicht beschafft werden, können auch folgende Verwahrungsstellen um Auskunft ersucht werden:

a) 
Evangelisches Zentralarchiv - Kirchenbuchstelle, 

Bethaniendamm 29, 10997 Berlin, Telefon: (0 30) 22 50 45 36,

b) 
Zentralarchiv des Bistums Regensburg, 

St. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg, Telefon: (0941) 5972520,

c) 
Geheimes Staatsarchiv der Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 

Archivstraße 12/14, 14195 Berlin, Telefon: (0 30) 8 39 01 00.

23.2.3 Ferner kann das Standesamt in Zweifelsfällen die jeweilige Heimatortskartei der kirchlichen Wohlfahrtsverbände bitten, die Angaben zu überprüfen. Die Anschriften der Heimatortskarteien lauten:

a) 
Deutscher Caritasverband e.V., Zentralstelle der Heimatortskarteien

Lessingstraße 3, 80336 München

Telefon: 
(0 89) 5 44 97-205

E-Mail: 
ksd@kirchlicher-suchdienst.de

b) 
Kirchlicher Suchdienst, HOK-Zentrum Stuttgart

Rosenbergstraße 52 B, 70176 Stuttgart

Telefon: 
(07 11) 6 36 80 04

E-Mail: 
ksd-Stuttgart@kirchlicher-suchdienst.de

für Südosteuropa (Ungarn, Rumänien, Jugoslawien, Slowakei, Ruthenen), Ostumsiedler (Russland, Bessarabien, Bulgarien, Dobrudscha), Nordosteuropa (Ostpreußen und Memelland, Danzig-Westpreußen, Pommern, Baltische Länder), Mark Brandenburg, Wartheland - Polen,

c) 
Kirchlicher Suchdienst, HOK-Zentrum Passau

Ostuzzistraße 4, 94032 Passau

Telefon: 
(08 51) 951 669 0

E-Mail: 
ksd-Passau@kirchlicher-suchdienst.de 

für Niederschlesien, Oberschlesien, Sudetendeutsche.

23.3 Zu 12.8. PStG-VwV - Sonstige Hinweise an die Eheschließenden

23.3.1 Bei der Eheschließung einer Deutschen mit einem Angehörigen eines Staates, der die Mehrehe zulässt, kann das Standesamt auf folgende Besonderheiten des islamischen Rechts hinweisen:

a) Ein Angehöriger des islamischen Glaubens kann mit vier Frauen gleichzeitig verheiratet sein. Er ist berechtigt, seine Frau jederzeit ohne Angabe von Gründen zu verstoßen. Die Ehefrau kann die Aufhebung der Ehe nur in seltenen Ausnahmefällen begehren. Die Ehefrau kann nach Verstoßung und Ablauf der Wartezeit keine gesetzlichen Unterhaltsansprüche gegen ihren Ehemann geltend machen, sie hat nur auf die im Ehevertrag vereinbarte Morgengabe Anspruch. Bei Religionsverschiedenheit besteht in der Regel kein Erbrecht zwischen den Ehe-gatten. Dem Vater steht über die Kinder von einem sehr frühen Lebensalter an die ausschließliche elterliche Gewalt zu. Die Kinder folgen ausnahmslos der Religion des Vaters. Der Ehemann kann seiner Frau ein Verlassen des Aufenthaltsorts oder der ehelichen Wohnung ohne seine Erlaubnis verbieten.

b) Darüber hinausgehende materiell-rechtliche Auskünfte darf das Standesamt nicht erteilen. Es soll auch davon abgesehen werden, Merkblätter und Rundschreiben des Bundesverwaltungsamtes zwecks Weitergabe an die Verlobte anzufordern. Die deutsche Verlobte ist vielmehr an das:

Bundesverwaltungsamt - Informationsstelle für Auswanderer und Auslandstätige -

50728 Köln

Telefon: 
(022899) 358 4998

E-Mail: 
InfostelleAuswandern@bva.bund.de

Homepage: 
www.bundesverwaltungsamt.de

oder an die Auswandererberatungsstelle der Wohlfahrtsverbände in Sachsen-Anhalt zu verweisen:

Raphaels-Werk, 

Karl-Schmidt-Straße 5c, 39104 Madeburg

Telefon: 
(0391) 408 05 12.

23.3.2 Die Türkei und Tunesien gehören nicht zu den Staaten, in denen eine Mehrehe zugelassen ist. In diesen Fällen ist daher von einer Belehrung abzusehen.

23.3.3 Der Vermerk über einen entsprechenden Hinweis ist ausschließlich für die Sammelakten bestimmt und darf, auch in Abschrift, an die Eheschließenden nicht ausgehändigt werden.

24. Zu Nr. 14 PStG-VwV - Eheschließung
24.1 Zuständig für die Eheschließung ist jedes deutsche Standesamt (§ 11 PStG). Während die Anmeldung der Eheschließung wohnsitzgebunden ist, haben die Eheschließenden die Wahl, bei welchem Standesamt sie die Ehe eingehen wollen. Nach § 14 Abs. 2 PStG soll die Eheschließung in einer der Bedeutung der Ehe entsprechenden würdigen Form, die dem Standesbeamten eine ordnungsgemäße Vornahme seiner Amtshandlung ermöglicht, vorgenommen werden.

24.2 Eheschließung im Standesamt

24.2.1 Regelmäßig wird die Eheschließung in den Amtsräumen des ausgewählten Standesamtes stattfinden. Die Entscheidung, welcher Ort oder welcher Raum innerhalb des Zuständigkeitsbereiches des Standesamtes daneben zur Vornahme von Eheschließungen bestimmt wird, stellt eine Widmung im Sinne eines kommunalen personenstandsrechtlichen Organisationsaktes dar, durch den die bezeichnete Liegenschaft ausdrücklich als Eheschließungsort zugelassen wird. Dies ist Ausdruck des seit jeher im Personenstandswesen geltenden Grundsatzes, dass die Eheschließenden zum Standesbeamten kommen und nicht der Standesbeamte die Eheschließenden an einem Ort ihrer Wahl aufsucht. Die Art und Weise der Begründung der Ehe unterliegt mithin nicht der uneingeschränkten Disposition der Beteiligten. Es muss immer sichergestellt sein, dass die Eheschließung ordnungsgemäß beurkundet werden kann und der Schutz der personenbezogenen Daten der Eheschließenden und der anderen Beteiligten gewahrt ist.
24.2.2 Die Widmung ist Ausfluss der Vollzugszuständigkeit bzw. Sachaufwandsträgerschaft für die Aufgabe Personenstandswesen und somit eine Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises. Zuständig für die Entscheidung, in welchen Räumen das Standesamt eingerichtet wird und welcher Ort zur Vornahme von Eheschließungen bestimmt wird, ist der Träger des Standesamtes. Welches Organ innerhalb der Gemeinde oder Verbandsgemeinde für diese Entscheidung zuständig ist, richtet sich nach den allgemeinen kommunalrechtlichen Vorschriften. In der Regel handelt es sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung, für das der Leiter des jeweiligen Trägers des Standesamtes zuständig ist.
24.3 Ort, Raum der Eheschließung

24.3.1 Außerhalb des Standesamtes und von gewidmeten Eheschließungsräumen, aber innerhalb des Zuständigkeitsbereiches des Standesamtes, kann eine Eheschließung nur aus wichtigem Grund vorgenommen werden, wie z. B. in Notfällen bei lebensgefährlicher Erkrankung oder in einer Justizvollzugsanstalt.

24.3.2 Anforderungen an den Eheschließungsort

Die Auswahl eines Eheschließungsortes hat sich nach den Vorgaben des § 14 Abs. 2 PStG zu richten. Danach soll die Eheschließung in einer der Bedeutung der Ehe entsprechenden würdigen Form, die dem Standesbeamten eine ordnungsgemäße Vornahme seiner Amtshandlung ermöglicht, vorgenommen werden.

24.3.3 Das Kriterium der "würdigen Form" soll sich an dem Anstandsgefühl und dem Empfinden der Allgemeinheit orientieren. „Ordnungsgemäß“ im Sinne des § 14 Abs. 2 PStG bedeutet, dass die Zuständigkeit des Standesamtes nicht in Frage steht und die Beurkundung nicht gefährdet sein darf.

24.3.4 Der Eheschließungsort muss sich innerhalb des Zuständigkeitsbereichs des Trägers des Standesamtes befinden. Soll die Eheschließung z.B. auf einem Schiff erfolgen, muss dieses wenigstens vorübergehend (z. B. für die Dauer der Eheschließungszeremonie) am Anlegeplatz vertäut sein oder vor Anker liegen. Die örtliche Zuständigkeit des Standesamtes muss unstrittig gegeben sein.

24.3.5 Bei der Beurteilung, ob der Standesbeamte seine Amtshandlung am Eheschließungsort ordnungsgemäß vornehmen kann, kommt es auf einen objektiven Maßstab an. Eine abstrakte Gefährdung der ordnungsgemäßen Durchführung der Amtshandlung muss von vornherein ausgeschlossen sein. Der Eheschließungsort hat grundsätzlich frei von störenden Umgebungs- und Witterungseinflüssen zu sein und muss auch unter zumutbaren Bedingungen erreicht und genutzt werden können. Es sind auch erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den Standesamtsbetrieb zu vermeiden.

24.3.6 Die Träger eines Standesamtes (Gemeinden und Verbandsgemeinden) können im Rahmen ihrer Organisationshoheit auch außerhalb des Standesamtes, aber innerhalb ihres örtlichen Zuständigkeitsbereiches, in anderen Gebäuden (z. B. in Ortsteilen oder Mitgliedsgemeinden einer Verbandsgemeinde) bestimmte Räume als „Trauzimmer“ widmen. Um darüber hinaus dem Wunsch nach einer außergewöhnlich gestalteten Eheschließung Rechnung zu tragen, dürfen „Trauzimmer“ auch in besonderen Einrichtungen angeboten werden (z. B. in Burgen, Schlössern, historischen Rathäusern, Museen oder verankerten Schiffen). Es muss jedoch sichergestellt sein, dass in diesen Räumen eine Eheschließung ohne störende Einflüsse vorgenommen und ordnungsgemäß beurkundet werden kann. Ferner muss eine sichere Aufbewahrung der Niederschrift zur Eheschließung, des Dienstsiegels und der Eheschließungsunterlagen gewährleistet sein.

24.3.7 Liegt der Ort für die Eheschließung in einem sonstigen kommunalen, staatlichen oder privaten Gebäude, d. h. dieses gehört nicht der Gemeinde oder Verbandsgemeinde, muss die Nutzung für die Vornahme von Eheschließungen durch die Gemeinde oder Verbandsgemeinde rechtlich gesichert sein. Eine ausschließliche Nutzung oder jederzeitige tatsächliche Verfügbarkeit für Eheschließungen ist nicht erforderlich.

24.3.8 Soweit es in dem Zuständigkeitsbereich des Standesamts mehrere gewidmete Ehe-schließungsorte gibt, haben die Eheschließenden die Wahl, soweit dies die Terminlage zulässt. Mindestens an einem Eheschließungsort in der Gemeinde bzw. Verbandsgemeinde (in der Regel im Standesamt) muss die Eheschließung ohne zusätzliche Kosten für die Nutzung möglich sein.

24.3.9 Für Eheschließungen in besonderen Räumlichkeiten außerhalb des Dienstgebäudes können gemäß § 14 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 27.6.1991 GVBl. LSA S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 5.2010 (GVBl. LSA S. 340), Kosten für die Bereitstellung dieser Räume als Auslagen von den Ehe-schließenden erhoben werden.

24.3.10 Geeignete Räumlichkeiten in Hotels, Gaststätten oder ähnlichen gastronomischen Betrieben sind nicht von vornherein als Eheschließungsorte ausgeschlossen. Die Nutzung der Räumlichkeiten darf aber nicht die Begründung von Vertragsbeziehungen zwischen den Eheschließenden und dem gastronomischen Betrieb voraussetzen. Eine ausschließliche Nutzung oder jederzeitige tatsächliche Verfügbarkeit für Eheschließungen ist dagegen nicht erforderlich.

24.3.11 Anderweitige Eheschließungswünsche (z. B. während des Fluges in einem Flugzeug, der Fahrt im Fesselballon) sind unzulässig.

24.3.12 Im begründeten Einzelfall bestehen auch gegen eine Eheschließung unter freiem Himmel keine Bedenken, wenn es sich dabei um eine Fläche handelt, die sich unmittelbar an das Standesamt anschließt und ausdrücklich für diese Zwecke genutzt werden soll (z. B. Standesamtsgarten) und eine ordnungsgemäße Eheschließung unter Wahrung datenschutzrechtlicher Belange sichergestellt ist.

24.3.13 Der Eheschließungsort muss auch den Charakter der Vornahme der Eheschließung als staatlicher Rechtsakt (Amtshandlung) wahren. Dies schließt z. B. eine standesamtliche Eheschließung in Kirchen, Kapellen, Synagogen, Moscheen, Gebetshäusern oder sonstigen zu kirchlichen oder religiösen Zwecken bestimmten oder genutzten oder damit in Zusammenhang stehenden Räumen grundsätzlich aus. Anderes gilt nach deren kirchenrechtlicher Entwidmung (Profanierung) bzw. Säkularisierung.

24.4 Da Eheschließungen und die Begründung von Lebenspartnerschaften personenstandsrechtlich gleichbehandelt werden, kann eine Widmung von der Gemeinde oder Verbandsgemeinde nur gemeinsam für Eheschließungen und die Begründung von Lebenspartnerschaften erfolgen. Eine Beschränkung nur auf Eheschließungen ist personenstandsrechtlich unzulässig. Bestehende Widmungen erstrecken sich daher auch auf die Begründung von Lebenspartnerschaften. Aus Gründen der Rechtsklarheit empfiehlt es sich, die Widmungen im Wortlaut anzupassen.

24.5 Zeitpunkt der Eheschließung

24.5.1. Wenn das Standesamt festgestellt hat, dass die rechtlichen Voraussetzungen für die Eheschließung erfüllt sind, ist möglichst unter Berücksichtigung der Wünsche der Eheschließenden ein Eheschließungstermin zu bestimmen. Im Hinblick auf die personellen und räumlichen Kapazitäten eines Standesamtes kann von den Eheschließenden jedoch kein bestimmter Eheschließungstermin verlangt werden. Dies gilt auch für Eheschließungswünsche außerhalb der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes. Für Eheschließungen außerhalb der üblichen Öffnungszeiten, die im Rahmen der Organisationshoheit von dem Träger des Standesamtes bestimmt werden, kann wegen des damit verbundenen erhöhten Aufwandes (z. B. Hausmeisterdienst, Heizung, Reinigung) eine Gebühr nach der AllGO LSA erhoben werden. Ausgenommen von der Gebührenerhebung sind Eheschließungen bei lebensgefährlicher Erkrankung nach § 13 Abs. 3 PStG.

24.5.2 Auf Wunsch der Eheschließenden kann im Einvernehmen mit dem Standesbeamten während oder nach der Eheschließung gefilmt oder Musik aufgeführt werden. Ohne ausdrückliche Zustimmung der beurkundenden Person ist dies jedoch unzulässig.
25. Zu Nr. 16.3 PStG-VwV – Folgebeurkundung über Aufhebung der Ehe

25.1 Aufhebbarkeit der Ehe - antragsberechtigte Verwaltungsbehörde

25.1.1 Seit 1.7.1998 ist nach § 1316 Abs. 1 Nr. 1 BGB die zuständige Verwaltungsbehörde berechtigt, in den in dieser Vorschrift genannten Fällen die Aufhebung der Ehe durch gerichtliche Entscheidung zu beantragen.

25.1.2 Zuständige Verwaltungsbehörden sind gem. § 1 Abs. 1 Nr. 14 AllgZustVO-Kom die Landkreise und kreisfreien Städte. Die örtliche Zuständigkeit der Landkreise und kreisfreien Städte wird durch die örtliche Zuständigkeit des Gerichts bestimmt, das über den Antrag auf Aufhebung der Ehe zu entscheiden hat.

25.1.3 Die Wahrnehmung der Aufgabe der zuständigen Verwaltungsbehörde nach § 1316 Abs. 1 Nr. 1 BGB setzt wegen der besonderen Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des Eherechts sowie im prozessualen Verfahrensrecht juristische Fachkunde voraus. Es wird daher empfohlen, diese Aufgabe dem Rechtsdezernat oder -amt zu übertragen.

25.1.4 Die Antragstellung auf Aufhebung einer Ehe gemäß § 1316 Abs. 1 Nr. 1 BGB liegt im Ermessen der zuständigen Verwaltungsbehörde. In bestimmten in § 1316 Abs. 3 BGB genannten Fällen soll die Verwaltungsbehörde ihr Antragsrecht nur ausüben, wenn die Aufhebung der Ehe für einen Ehegatten oder für die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder keine so schwere Härte darstellen würde, dass die Aufrechterhaltung der Ehe ausnahmsweise geboten erscheint. Daraus folgt, dass die Verwaltungsbehörde im Rahmen der Prüfung, ob das Gericht anzurufen ist, nicht nur Tatsachen zu ermitteln, sondern auch rechtlich schwierige Sachverhalte zu bewerten hat, die wegen der überwiegenden Anzahl der Fälle mit Auslandsbezug besondere Rechtskenntnisse im internationalen Privatrecht und dem ausländischen Ehe- und Verfahrensrecht voraussetzen.

25.1.5 Die zuständige Verwaltungsbehörde hat bereits im Rahmen ihrer Prüfung die Erfolgsaussichten des gerichtlichen Eheaufhebungsverfahrens einzuschätzen, da sie nach 

§§ 113 Abs. 1 Satz 1 und 2 FamFG, 91 Abs. 1 der Zivilprozessordnung (ZPO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5.12.2005 (BGBl. I S. 3202), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24.9.2009 (BGBl. I S. 3145), in den Fällen, in denen sie gemäß § 129 Abs. 1 FamFG als Antragstellerin im gerichtlichen Verfahren unterliegt, die außergerichtlichen Kosten des Antraggegners zu tragen hat.

25.1.6 Der Katalog der Eheaufhebungsgründe nach § 1314 BGB enthält auch den Tatbestand der Scheinehe (§ 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB). Eine Scheinehe ist anzunehmen, wenn beide Ehegatten sich vor der Eheschließung darüber einig waren, dass sie keine Verpflichtung nach 

§ 1353 Abs. 1 BGB begründen wollen. Auf das „Merkblatt zum Mitwirkungsverbot für die Standesbeamtinnen und Standesbeamten nach § 1310 Absatz 1 Satz 2 BGB“ wird hingewiesen.

Lehnt das Standesamt die Mitwirkung an der Eheschließung ab, hat das Standesamt die untere Fachaufsichtsbehörde schriftlich davon zu unterrichten. Die untere Fachaufsichtsbehörde prüft, ob sie einen Antrag nach § 49 Abs. 1 PStG stellt, wenn sie die Entscheidung des Standesamtes für unrichtig hält. Bei Beteiligung von Ausländern ist auch die zuständige Ausländerbehörde zu informieren.

25.2 Zuständige Behörde der Landesjustizverwaltung nach Nr. 16.3.2 PStG-VwV ist der Präsident des Oberlandesgerichts Naumburg.

25.3 Zuständige Stelle nach Nr. 16.5.2 PStG-VwV für die Entgegennahme einer Erklärung über den Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, ist das Standesamt. Die Mitteilungspflichten ergeben sich aus den Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Kirchenaustrittsgesetzes.

26. Zu Nr. 21.2 PStG-VwV - Grundsätze des deutschen Vornamensrechts

Sollen einem ausländischen Kind Vornamen erteilt werden, die im Heimatland des Kindes nicht anerkannt sind, so hat der Standesbeamte die Vornamen gleichwohl einzutragen, wenn die Gründe für die Nichtanerkennung mit dem deutschen ordre public unvereinbar sind. Der Standesbeamte soll die sorgeberechtigten Personen in einem solchen Fall allgemein auf die Schwierigkeiten hinweisen, die mit einer Nichtanerkennung der Vornamen im Heimatland verbunden sein können. Über den Hinweis ist ein Aktenvermerk aufzunehmen, der von den Sorgeberechtigten zu unterschreiben und zur Sammelakte zu nehmen ist.

27. Zu Nr. 21.3 PStG-VwV - Familienname

27.1 Um in bestimmten Fallgruppen Namensverschiedenheiten unter Geschwistern zu vermeiden oder zu beseitigen, ist in Artikel 12 Nr. 4 des Kindschaftsrechtsreformgesetzes vom 16.12.1997 (BGBl. I S. 2942; 1998 I S. 946) eine Übergangsregelung getroffen worden. Nach Artikel 224 § 3 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.9.1994 (BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 1061), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.9.2009 (BGBl. I S. 3145), ist den Eltern ein Optionsrecht eingeräumt worden. Danach können sie durch Erklärung gegenüber dem Standesamt auch den zusammengesetzten Namen ihres vor dem 1.4.1994 geborenen Kindes zum Geburtsnamen ihrer nach dem 31.3.1994 geborenen Kinder bestimmen. Diese Regelung ist unbefristet, sie gilt jedoch nicht, wenn mehrere vor dem 1.4.1994 geborene Kinder derselben Eltern unterschiedliche Geburtsnamen führen.

27.2 Eine (Neu-)Bestimmung des Geburtsnamens eines nach dem 31.3.1994 geborenen Kindes ist unbefristet möglich, solange keine Eintragung in ein deutsches Personenstandsregister erfolgt ist. Dies gilt auch dann, wenn dem Kind ohne Eintrag in einem Personenstandsregister ein Doppelname bereits wirksam zugewiesen ist, wie dies vor allem bei Geburt des Kindes im Ausland vorkommen kann.

27.3 Artikel 224 § 3 Abs. 5 des EGBGB eröffnet den Eltern die unbefristete Möglichkeit, für das vor dem 1.4.1994 geborene Kind, das einen Doppelnamen führt, zum gesetzlichen Regelfall der Benennung nach einem Elternteil zurückzukehren. Auch diese (Neu-) Bestimmung des Kindesnamens muss für alle gemeinsamen Kinder der Eltern wirksam sein und auch für alle weiteren gemeinsamen Kinder gelten.

28. Zu Nr. 24 PStG-VwV - Findelkind
Zuständige Verwaltungsbehörden nach Nr. 24 PStG-VwV sind gemäß § 3 Abs. 2 PStG-AG LSA die Landkreise und kreisfreien Städte.

29. Zu Nr. 25 PStG-VwV - Person mit ungewissem Personenstand
29.1 Beim Verfahren nach § 25 des PStG i. V. m. Nr. 25 PStG-VwV ist zwischen der Bestimmung der Personenstandsdaten und der Anordnung der Beurkundung zu unterscheiden. Soll die Geburtsbeurkundung bei einem Standesamt außerhalb des Landes Sachsen-Anhalt erfolgen, so sind nur die Personenstandsdaten zu bestimmen und der Vorgang der am Beurkundungsort für die Anordnung der Beurkundung zuständigen Behörde zuzuleiten. Entsprechendes gilt, wenn eine Behörde außerhalb des Landes Sachsen-Anhalt die Personenstandsdaten festgestellt hat und die Geburtsbeurkundung bei einem Standesamt im Land Sachsen-Anhalt erfolgen soll.

29.2 Zuständige Verwaltungsbehörden nach Nr. 25.2 PStG VwV sind gemäß § 3 Abs. 2 PStG-AG LSA die Landkreise und kreisfreien Städte.

29.3 Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung sind anonym abgegebene oder anonym geborene Kinder entsprechend § 25 PStG zu beurkunden. Die Verfahrensweise richtet sich nach dem RdErl. des MI vom 31.1.2002 - 42.21-11102 (n. v.).

30. Zu Nr. 27.4 PStG-VwV - Folgebeurkundung über Nichtbestehen der Vaterschaft
30.1 Zuständige Behörde (anfechtungsberechtigte Behörde) nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 BGB in Verfahren zur Anfechtung der Vaterschaft nach den §§ 169 bis 185 FamFG ist das Landesverwaltungsamt.

30.2 Zuständige Stelle nach Nr. 27.9.3 PStG-VwV für die Abgabe der Erklärung über den Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, ist das Standesamt. Die Mitteilungspflichten ergeben sich aus den Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Kirchenaustrittsgesetzes.

31. Zu Nr. 28 PStG-VwV – Anzeige eines Sterbefalles

31.1 Todesbescheinigung zum Nachweis des Sterbefalles

Zum Nachweis des Todes werden dem Standesamt gemäß § 1 Abs. 3 der Bestattungsverordnung vom 26.1.2005 (GVBl. LSA S. 35), geändert durch Verordnung vom 14.12.2007 (GVBl.LSA S. 455), von der zur Anzeige des Todes verpflichteten Person in einem verschlossenen Umschlag die Blätter 1, 2 und 3 der Todesbescheinigung übergeben. Das Standesamt vermerkt auf den Blättern 1 bis 3 die Gemeindeschlüsselnummer des Standesamtes, die Sterberegisternummer und das Beurkundungsjahr und leitet die Blätter 1 und 3 in einem verschlossenen Umschlag an das Gesundheitsamt weiter. Das Blatt 2 verbleibt beim Standesamt.

31.2 Zu Nr. 28.3 PStG-VwV - Anhaltspunkte für einen gewaltsamen Tod
31.2.1 Ergeben sich bei der Anzeige eines Sterbefalles Anhaltspunkte dafür, dass kein natürlicher Tod vorliegt oder die Todesart ungeklärt ist (z. B. gewaltsamer Tod, Freitod oder Unglücksfall), so hat das Standesamt die Beurkundung des Sterbefalls zurückzustellen. Gemäß § 159 Abs. 1 StPO ist das Standesamt zur sofortigen Anzeige gegenüber der Staatsanwaltschaft oder dem Amtsgericht verpflichtet. Die Ausstellung einer Bescheinigung über die Zurückstellung der Beurkundung hat zu unterbleiben.

31.2.2 Nach § 159 Abs. 2 StPO ist zur Bestattung die schriftliche Genehmigung der Staatsanwaltschaft erforderlich. Nur wenn diese dem Standesamt vorliegt, darf bei fehlenden Urkunden oder Angaben eine Bescheinigung über die Zurückstellung der Beurkundung des Sterbefalles erteilt werden.

32. Zu Nr. 29.4 PStG-VwV - Anzeige durch Bestattungsunternehmen
Soweit Bestattungsunternehmen nicht ortsüblich bekannt sind, kann ihre Überprüfung durch die zuständige Industrie- und Handelskammer oder Handwerkskammer erfolgen.

Anschriften der zuständigen Industrie- und Handelskammern sowie Handwerkskammern in Sachsen-Anhalt:

Industrie- und Handelskammer Magdeburg

Alter Markt 8, 39104 Magdeburg

Telefon: 
(0391) 5693 199

E-Mail: 
Internet@magdeburg.ihk.de

Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau 
Franckestraße 5, 06110  Halle (Saale)

Telefon:
(0345) 2126-0
E-Mail: 
info@halle.ihk.de

Handwerkskammer Magdeburg

Humboldtstraße 16, 39112 Magdeburg

Telefon: 
(03 91) 6 26 80
E-Mail: 
info@hwk-magdeburg.de

Handwerkskammer Halle (Saale)
Graefestraße 24, 06110 Halle (Saale) oder Postfach 11 03 55, 06017 Halle (Saale)

Telefon: 
(03 45) 29 99 – 0

E-Mail: 
info@hwkhalle.de

33. Zu Nr. 30 PStG-VwV - Anzeige durch Einrichtungen und Behörden
Behörde nach § 30 Abs. 3 PStG i. V. m. § 3 Abs. 3 PStG-AG LSA ist die zuständige Staatsanwaltschaft. Ihr obliegt die schriftliche Anzeige eines Sterbefalles im Zusammenhang mit der Bestattungsgenehmigung nach § 159 Abs. 2 StPO unter Verwendung des Vordrucks StV 83 (Sterbefallanzeige und Bestattungsschein) - siehe auch Nummer 31.2.2.

34. Zu Nr. 43.1 PStG-VwV - Angleichung von Namen
34.1 Nach § 4 PStG-AG LSA sind für die Beglaubigung oder Beurkundung von Erklärungen über die Angleichung von Familiennamen und Vornamen nach Artikel 47 EGBGB abweichend von § 43 PStG Gebühren und Auslagen zu erheben. Der entsprechende Gebührentatbestand und die Höhe der Gebühr ergeben sich aus lfd. Nr. 171, Tarifstelle 3.2 des Kostentarifs der AllGO LSA.

34.2 Dies gilt nicht für die Beurkundung oder Beglaubigung von Erklärungen zur Namensangleichung nach § 94 BVFG. Diese erfolgen nach § 43 PStG aus Gründen der Kriegsfolgenbereinigung kostenfrei.

35. Zu Nr. 44.2 PStG-VwV - Anerkennung der Vaterschaft
Zuständige Behörde (anfechtungsberechtigte Behörde) nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 BGB in Verfahren zur Anfechtung der Vaterschaft nach den §§ 169 bis 185 FamFG ist das Landesverwaltungsamt.

36. Zu Nr. 50 PStG-VwV - Zuständigkeit der Gerichte
Die sachliche und örtliche Zuständigkeit für die in den §§ 48 und 49 PStG vorgesehenen Entscheidungen der nach § 50 PStG zuständigen Amtsgerichte ergibt sich aus dem Gesetz über die Organisation der ordentlichen Gerichte im Land Sachsen-Anhalt (GerOrg LSA) vom 24.8.1992 (GVBl. LSA S. 652), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26.8.2010 (GVBl. LSA S. 480). Danach sind für den Landgerichtsbezirk Dessau-Roßlau das Amtsgericht Dessau-Roßlau, für den Landgerichtsbezirk Halle das Amtsgericht Halle (Saale), für den Landgerichtsbezirk Magdeburg das Amtsgericht Magdeburg und für den Landgerichtsbezirk Stendal das Amtsgericht Stendal zuständig.

37. Zu Nr. 60 PStG-VwV - Sterbeurkunde

37.1 In Fällen, in denen der Sterbefall auf schriftliche Anzeige der zuständigen Behörde, die die amtlichen Ermittlungen zu führen hatte, angezeigt wurde, sollen den nach § 62 Abs. 1 PStG Berechtigten regelmäßig Sterbeurkunden ausgestellt werden.

37.2 Beglaubigte Abschriften oder Ablichtungen aus den bis zum 31.12.2008 angelegten Sterberegistern, die den Hinweis auf die anzeigende Behörde enthalten, sind nur auf besondere Anforderungen auszustellen.

38. Zu Nr. 61.2 PStG-VwV - Archivrechtliche Benutzung im Standesamt

38.1 Gemäß § 61 Abs. 2 PStG sind nach Ablauf der in § 5 Abs. 5 PStG festgelegten Fortführungsfristen für die Personenstandsregister und Sammelakten die archivrechtlichen Vorschriften für die Benutzung maßgebend. Die Benutzung bezieht sich auf die einzelnen Einträge des jeweiligen Registers sowie die entsprechende Verwendung der Sammelakten.

38.2 Die Berechnung der entsprechenden Fristen orientiert sich an den Fortführungsfristen der Personenstandsregister. Sie berechnen sich nach dem einzelnen Personenstandseintrag und nicht nach dem kompletten Jahrgang eines gebundenen Personenstandsbuches oder Personenstandsregisters. Die Einträge eines Jahrganges gehen daher sukzessive von der Fortführungsverpflichtung des Standesamts in die Behandlung als Archivgut über.

Der komplette Jahrgang eines Registers ist folglich erst nach Ablauf der Fortführungsfrist des jüngsten Eintrags vollständig nach Archivrecht nutzbar. Bis dahin beschränkt sich die archivrechtliche Benutzungsmöglichkeit auf die Registereinträge, deren Fortführungsfrist bereits abgelaufen ist. Die Vorlage eines kompletten Registerjahrgangs zur Benutzung durch Dritte auf der Grundlage von § 10 ArchG-LSA ist während der übergangsweisen Verwahrung im Standesamt somit nicht möglich.

38.3 Die Benutzung der Sammelakten durch Dritte auf der Grundlage von Landesarchivrecht ist zwischen Ablauf der Fortführungsfrist und Anbietung an ein Archiv ausgeschlossen. Eine Benutzung auf der Grundlage von Landesarchivrecht ist erst nach erfolgter Feststellung der Archivwürdigkeit möglich.

38.4 Aus Personenstandsunterlagen, die mit Ablauf der Fortführungsfristen zu Archivgut geworden sind, dürfen keine Personenstandsurkunden mehr ausgestellt werden. Urkundenanforderungen aus diesen Personenstandsbüchern oder -registern können bis zur Übergabe der Unterlagen an das zuständige oder aufnehmende Archiv von den Standesämtern nur noch durch die Ausstellung einer beglaubigten Abschrift des Registereintrages, die allerdings keine Personenstandsurkunde ist, entsprochen werden. Für den Beglaubigungsvermerk ist das Siegel des Trägers des Standesamtes zu verwenden. 

38.5 Unabhängig vom Rechtsanspruch der Betroffenen auf Auskunft über die auf ihre Person bezogenen Daten, dem auch bei einer übergangsweisen Verwahrung der zu Archivgut gewordenen Personenstandsunterlagen im Standesamt gemäß § 6 ArchG-LSA zu entsprechen ist, gilt nach § 11 Abs. 2 Satz 3 ArchG-LSA für die Nutzung dieser Unterlagen durch Dritte § 10 ArchG-LSA. Danach steht die Nutzung des öffentlichen Archivgutes auf Antrag grundsätzlich allen zu, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen. 

Ein berechtigtes Interesse ist gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ArchG-LSA gegeben, wenn die Nutzung zu amtlichen, wissenschaftlichen, publizistischen oder Bildungszwecken sowie zur Wahrnehmung berechtigter persönlicher Belange begehrt wird. Das berechtigte Interesse muss an Hand des Zwecks, zu dem die Kenntnis der Daten erstrebt wird, beurteilt werden.

38.6 Der Nutzer des Archivgutes hat sein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Daten nicht zu beweisen, sondern lediglich glaubhaft zu machen. Das bedeutet, dass die Tatsachen, aus denen sich das berechtigte Interesse ergibt, nicht zur vollen Überzeugung des Standesamtes feststehen müssen; es reicht vielmehr aus, dass nach ihrer Wertung eine überwiegende Wahrscheinlichkeit hierfür besteht.

38.7 § 10 Abs. 2 ArchG-LSA regelt, in welchen Fällen die Nutzung von Archivgut nicht zulässig ist. Hier ist insbesondere auf Nrn. 2 und 4 hinzuweisen, wonach die Nutzung zu versagen ist, wenn ein Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange Betroffener oder Dritter entgegenstehen (z. B. wenn der Verstorbene zum Zeitpunkt des Todes noch verheiratet war oder in einer Lebenspartnerschaft gelebt hat) oder ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand eintreten könnte.

38.8 Die in § 10 Abs. 3 ArchG-LSA geregelten Schutzfristen sind für die zu Archivgut gewordenen Personenstandsunterlagen zu beachten.

38.9 Die Berichtigung eines Registereintrages in einem Personenstandsregister nach Ablauf der Fortführungsfristen ist nicht möglich. Es kann lediglich eine Gegendarstellung nach den Bestimmungen des § 6 Abs. 4 ArchG-LSA beigefügt werden.

38.10 Bei der übergangsweisen Benutzung der zu Archivgut gewordenen Personenstandsunterlagen im Standesamt handelt es sich um eine Pflichtaufgabe des eigenen Wirkungskreises. Gebühren oder Entgelte für die Benutzung des Archivgutes sind nach Maßgabe der kommunalrechtlichen Vorschriften zu erheben. Die Allgemeine Gebührenordnung des Landes findet insoweit keine Anwendung.
39. Zu Nr. 62.2 PStG-VwV - Benutzung durch Personen
§ 62 PStG regelt den Zugang zu den bei den Standesämtern vorhandenen Informationen, soweit sie sich auf konkrete Personenstandsfälle beziehen, abschließend. Dabei kommt es nicht darauf an, ob sich diese Informationen aus den Personenstandsregistern selbst oder den ihnen unmittelbar zugeordneten Sammelakten ergeben. Das Recht auf Einsicht in die personenstandsrechtlichen Unterlagen des Standesamtes kann daher nur auf § 62 Abs. 2 PStG gestützt werden. Eine Anwendung des Informationszugangsgesetzes Sachsen-Anhalt (IZG LSA) vom 19.6.2008 (GVBl. LSA S. 242) scheidet hierfür aus.

40. Zu Nr. 64.3 PStG-VwV - Sperrvermerk, Zeugenschutz

40.1 Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass nach § 5 Abs. 1 des Zeugenschutz- Harmonisierungsgesetzes (ZSHG) vom 11.12.2001 (BGBl. I S. 3510) öffentliche Stellen auch die Befugnis haben, auf Ersuchen der Zeugenschutzdienststelle Urkunden oder sonstige Dokumente (Tarndokumente) herzustellen, vorübergehend zu verändern sowie die geänderten Daten zu verarbeiten. Diese Vorschrift findet unter anderem auf Personenstandsurkunden, Personalausweise, Kinderausweise, Reisepässe sowie die entsprechenden Dateien und Register, ausgenommen Personenstandsregister, Anwendung. Die Daten für die Tarndokumente werden von der Zeugenschutzdienststelle mitgeteilt.

40.2 Werden auf Veranlassung der Zeugenschutzdienststelle Personenstandsurkunden mit Daten nach § 5 Abs. 1 Satz 1 ZSHG ausgestellt, so dürfen derartige Urkunden nicht dazu verwendet werden, Eintragungen in Personenstandsregistern zu erwirken, da in diesen Registern die ursprünglichen Daten unverändert bleiben müssen (§ 5 Abs. 1 Satz 4 ZSHG). Die Nachweisführung über die ausgestellten Urkunden erfolgt im Einzelfall in Absprache mit der Zeugenschutzdienststelle.

40.3 Die Zeugenschutzdienststelle unterrichtet nach § 6 Satz 1 ZSHG das Standesamt, sobald die Maßnahmen des Zeugenschutzes nicht mehr erforderlich sind. Die ausgestellten Personenstandsurkunden mit Tarnidentitäten werden von der Zeugenschutzdienststelle eingezogen (§ 6 Satz 3 ZSHG), die auch über die Vernichtung oder Aufbewahrung entscheidet.

41. Zu Nr. 65.1.2 PStG-VwV - Erteilung von Personenstandsurkunden an Notare

41.1 Gemäß § 65 Abs. 1 PStG kann die Erteilung von Personenstandsurkunden auch von Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit verlangt werden, wobei der Verwendungszeck immer anzugeben ist. Für eine gebührenfreie Erteilung einer Personenstandsurkunde an einen Notar kommt es entscheidend auf die Behördeneigenschaft des Notars an.

41.2 Der Notar ist nach § 1 BNotO unabhängiger Träger eines öffentlichen Amtes. Bei Wahrnehmung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben ist der Notar funktional Landesbehörde im Sinne eines beliehenen Unternehmers.

Die Entscheidung, ob ein Notar als Behörde anzusehen ist, richtet sich danach, ob er im Einzelfall im Rahmen des ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben für sein Amtsgeschäft tätig wird oder im Interesse eines privaten Auftraggebers.

41.3 Für das Erbscheinverfahren beschafft der Notar die Personenstandsurkunden in der Regel nicht für sein Amtsgeschäft, sondern im Interesse seines privaten Auftraggebers. Der Notar wird in der Regel nicht im Rahmen seiner Zuständigkeit tätig, wenn er in einem Verfahren zur Erteilung des Erbscheins (§§ 2353 bis 2370 BGB) Personenstandsurkunden anfordert. Gemäß §§ 2354, 2356 Abs. 1 BGB hat der beantragende Erbe die entsprechenden Angaben durch öffentliche Urkunden nachzuweisen. Der Notar hat nach § 2356 Abs. 2 BGB, § 22 Abs. 2 BNotO die Versicherung an Eides Statt entgegenzunehmen. Es obliegt ihm als Notar aber nicht, die Richtigkeit bestimmter Angaben durch öffentliche Urkunden nachzuweisen. Dies ist allein Aufgabe des Antragstellers eines Erbscheins. Daher hat der Notar die Beibringung dieser Unterlagen vordringlich von dem Antragsteller des Erbscheins zu fordern.

41.4 Die Anforderung von Personenstandsurkunden gehört auch nicht zu der dem Notar nach § 24 BNotO obliegenden Betreuung der Beteiligten. Zur Entgegennahme der Versicherung an Eides Statt nach § 2356 Abs. 2 BGB i. V. m. § 22 Abs. 2 BNotO bedarf es der Personenstandsurkunden nicht.

Es fehlt daher in Erbescheinverfahren regelmäßig an der Behördeneigenschaft des Notars, so dass sich der Notar nicht auf eine Gebührenfreiheit bei der Ausstellung von Personenstandsurkunden berufen kann.

41.5 In Ausnahmefällen kann sich der Notar jedoch auf § 65 Abs. 1 PStG berufen, z. B. wenn er zur Ermittlung unbekannter Erben von einem Nachlasspfleger mit der Erbenermittlung beauftragt worden ist.

42. Zu Nr. 65.7 PStG-VwV - Schriftverkehr mit ausländischen Behörden

42.1 Diplomatische und konsularische Vertretungen haben aufgrund des Wiener Übereinkommens vom 18.4.1961 über diplomatische Beziehungen i. V. m. dem Gesetz vom 6.8.1964 (BGBl. II S. 957) und des Wiener Übereinkommens vom 24.4.1963 über konsularische Beziehungen i. V. m. dem Gesetz vom 26.8.1969 (BGBl. II S. 1585) die Aufgabe, die Interessen des Entsendestaates und seiner Angehörigen im Ausland zu vertreten; sie sind nicht für die Bereitstellung von Urkunden aus dem Entsendestaat zuständig. Personenstandsurkunden sind daher nicht bei Vertretungen ausländischer Staaten anzufordern. Wegen der Bereitstellung ausländischer Personenstandsurkunden können vielmehr die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland eingeschaltet werden, die auch Privatpersonen bei der Beschaffung von Personenstandsurkunden behilflich sind.

42.2 Die Anschriften der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland können im Internet über das Auswärtige Amt abgerufen werden. Die Internet-Adresse lautet: http://www.auswaertiges-amt.de.

42.3 Der Schriftverkehr des Standesamtes kann auch über den Kurierweg des Auswärtigen Amtes abgewickelt werden. Folgende Anschrift ist auf den Briefumschlag zu setzen:

An das

Auswärtige Amt

für ............................ (Botschaft/Generalkonsulat der Bundesrepublik Deutschland)

in .............................. (Ort der deutschen Vertretung)

11020 Berlin

Von einer Bekanntgabe der Kurieranschrift an Privatpersonen ist abzusehen.

42.4 Zuständige Verwaltungsbehörde nach Nr. 65.7.3, 65.7.4 PStG-VwV sind die Landkreise und kreisfreien Städte als untere Fachaufsichtsbehörde.

43. Zu Nr. 66.3 PStG-VwV - Benutzung für wissenschaftliche Zwecke

Anträge zur Benutzung von Personenstandsregistern für wissenschaftliche Zwecke sind vom zuständigen Standesamt zu prüfen und über die untere Fachaufsichtsbehörde der jeweiligen obersten Landesbehörde, in deren Fachbereich das Forschungsvorhaben durchgeführt werden soll, zur Erteilung der Zustimmung vorzulegen. Die obere Fachaufsichtsbehörde ist darüber zu unterrichten.

44. Zu Nr. 68.2.2 PStG-VwV - Mitteilungen bei Beurkundung im Eheregister an das Familiengericht

Um sicherzustellen, dass das zuständige Familiengericht vor der Eheschließung die notwendigen Mitteilungen erhält, ist in Abstimmung mit dem Ministerium der Justiz den Eheschließenden anlässlich des Beratungsgesprächs zur Anmeldung der Eheschließung das „Merkblatt zum Vermögensverzeichnis bei Wiederheirat“ (Anlage 2) auszuhändigen und ihnen eine Kontaktaufnahme mit dem zuständigen Familiengericht nahezulegen.

45. Zu Nr. 68.3.5 PStG-VwV - Totenliste für das Finanzamt

45.1 Gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.2.1997 (BGBl. I S. 378), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 8.12.2010 (BGBl. I S. 1768, 1795) i.V.m. § 4 der Erbschaftssteuer-Durchführungsverordnung vom 8.8.1998 (BGBl. I S. 2658), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 8.12.2010 (BGBl. I S. 1768, 1801), haben die Standesämter dem für die Verwaltung der Erbschaftssteuer zuständigen Finanzamt die Sterbefälle anzuzeigen (Übersendung einer monatlichen Totenliste).

45.2 Die zuständigen Finanzämter ergeben sich aus der Anlage zu § 2 der Verordnung über zentrale Zuständigkeiten der Finanzbehörden vom 16.12.1997 (GVBl. LSA S. 1075), zuletzt geändert durch Verordnung vom 23.8.2010 (GVBl. LSA S. 467).
46. Zu Nr. 68.4 PStG-VwV - Mitteilungen für statistische Zwecke
Das Standesamt hat die festgelegten Angaben für Eheschließungen, Geburten und Sterbefälle monatlich dem Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt, Merseburger Straße 2 in 06112 Halle (Saale), spätestens bis zum zehnten Kalendertag des dem Berichtsmonat folgenden Monats elektronisch zu übermitteln. Maschinenlesbare Datenträger oder Zählkarten dürfen nur im Ausnahmefall verwendet werden. Die Bestimmungen der PStV über die Verwendung von XPersonenstand sind zu beachten. Eine Datenübertragung über das Web-Portal des Statistischen Landesamtes ist zulässig. Auf das Schreiben des Statistischen Landesamtes vom 26.5.2000 – 15-19030 (n. v.) wird hingewiesen.

47. Zu Nr. 69.1 PStG-VwV - Zwangsgeld

47.1 Das Zwangsgeld ist weder eine Geldstrafe noch eine Geldbuße. Es stellt ein Beugemittel dar und soll ein bestimmtes Handeln bewirken. Es ist schriftlich anzudrohen und kann mehrfach festgesetzt werden. Nach § 69 PStG kann nur derjenige, der aufgrund dieses Gesetzes zu Anzeigen oder zu sonstigen Handlungen verpflichtet ist, durch Festsetzung eines Zwangsgeldes dazu angehalten werden. Die Vollstreckung des Zwangsgeldes richtet sich nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 23.6.1994 (GVBl. LSA S. 710), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698, 700).

47.2 Zuständige Verwaltungsbehörde im Widerspruchsverfahren zu § 69 PStG ist gemäß § 73 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.3.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.8.2009 (BGBl. I S.2870), die nächsthöhere Behörde. In Sachsen-Anhalt sind dies bei Standesämtern

a) in kreisfreien Städten das Landesverwaltungsamt,

b) in Verbandsgemeinden und Gemeinden der Landkreis.

48. Zu Nr. 70 PStG-VwV - Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 70 PStG sind nach § 1 der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten vom 2.3.2010 (GVBl. LSA S. 106) die Verbandsgemeinden und die Gemeinden als Träger des Standesamtes.

49. Zu Nr. 72 PStG-VwV - Gebühren und Auslagen

49.1 Gemäß § 72 PStG sind für Amtshandlungen im Personenstandswesen die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften zu erheben. Für Sachsen-Anhalt besteht eine Kostenregelung gemäß § 5 PStG-AG LSA.

49.2 Die Gebührentatbestände und die jeweilige Gebührenhöhe ergeben sich aus lfd. Nr. 171 des Kostentarifs der AllGO LSA.

49.3 Im Übrigen findet das VwKostG LSA Anwendung. Nach § 12 Abs. 2 Satz 2 VwKostG LSA können die Kosten ermäßigt oder von ihrer Erhebung abgesehen werden, wenn dies im Einzelfall mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kostenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten ist.

49.4 Die Gebührenschuld entsteht nach § 6 Abs. 1 VwKostG mit Beendigung der Amtshandlung. Das ist z. B. im Falle der Anmeldung einer Eheschließung oder der Begründung einer Lebenspartnerschaft der Fall, wenn die Prüfung der Ehefähigkeit oder der Voraussetzungen zur Begründung der Lebenspartnerschaft abgeschlossen ist. Die Durchführung der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft während der üblichen Öffnungszeiten im für die Anmeldung zuständigen Standesamt ist dagegen nicht kostenpflichtig.

50. Zu Nr. 76.1 PStG-VwV - Fortführung der Zweitbücher 

50.1 Gemäß § 76 Abs. 3 PStG gilt § 4 Abs. 2 Satz 2 PStG für die Fortführung der Zweitbücher entsprechend. Dies bedeutet unter anderem, dass das von der unteren Fachaufsichtsbehörde fortzuführende Zweitbuch genauso wie das seit dem 1.1.2009 an die untere Fachaufsichtsbehörde abzugebende papiergebundene Sicherungsregister nach Fortführung des Personenstandsregisters zu aktualisieren ist (siehe Nummer 19.2).

50.2 Im Hinblick darauf, dass gemäß § 5 Abs. 1 PStG die Fortführung der Personenstandsregister in einer Ergänzung und Berichtigung der Registereinträge durch Folgebeurkundungen und Hinweise besteht, erfasst auch die für die Zweitbücher geltende Aktualisierungsverpflichtung sowohl die Übernahme der Folgebeurkundungen als auch der Hinweise aus dem Personenstandsregister.

50.3 Diese Aktualisierungsverpflichtung gilt für alle Zweitbücher, die bis zum 31.12.2008 angelegt wurden und fortzuführen sind. Sie wirkt sich somit auch auf die in der Zeit von 1938 bis zum 1.3.1957 (Inkrafttreten des Gesetzes über das Personenstandswesen vom 16.11.1956 der ehemaligen DDR) angelegten Familienbücher alter Art aus, soweit diese fortzuführen sind.

50.4 Da für die ab 1.1.1957 bzw. ab dem 3.10.1990 angelegten Familienbücher keine Zweitbücher geführt wurden und für die nach § 77 Abs. 2 PStG nunmehr als Heiratseinträge fortzuführenden Familienbücher gemäß § 67 Abs. 3 der PStV auch keine Sicherungsregister zu führen sind, gilt die Regelung unter Nummer 50.1 in diesen Fällen nicht.

51. Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem RdErl. gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

52. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-Rd.Erl. außer Kraft.

Oberlandesgericht Naumburg





Anlage 1 

Domplatz 10








(zu Nummer 23.1.4)

06618 Naumburg

Standesamt............................................................                                         PLZ, Ort, Datum

Anlage zum Antrag auf Befreiung von der Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses gemäß § 1309 Abs. 2 BGB

hier: Anerkennung einer ausländischen Entscheidung in Ehesachen

Antragsteller/in

	Familienname, ggf. Geburtsname, Vornamen, Staatsangehörigkeit, Wohnung



	Staatsangehörigkeit und Wohnsitz im Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung




Ehepartner/in

	Familienname, ggf. Geburtsname, Vornamen, Staatsangehörigkeit, Wohnung



	Staatsangehörigkeit und Wohnsitz im Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung




Keiner der früheren Ehegatten war im Zeitpunkt der ausländischen Entscheidung außerdem Deutsche/r oder unterstand als heimatloser Ausländer oder Asylberechtigte/r oder ausländischer Flüchtling dem deutschen Personalstatut

	Die Ehe wurde aufgelöst durch:


	□    gerichtliche Entscheidung

□    behördliche Entscheidung

	Hat sich einer der Ehegatten wiederverheiratet ?

Gegebenfalls wer, wann und wo


	□    ja

□    nein


Im Falle der behördlichen Eheauflösung:

	Es handelte sich um eine einvernehmliche Scheidung.


	□    ja                                       □    nein



	Beide Ehegatten haben die Scheidungserklärung persönlich vor dem Zivilstandsamt abgegeben.
	□    ja                                       □    nein



	Falls nein:

Der Ehegatte, der nicht persönlich erscheinen konnte, hat eine beglaubigte schriftliche Erklärung über die Trennungsbereitschaft vorgelegt.


	□    ja                                       □    nein




	Aus der Ehe sind Kinder hervorgegangen.
	□    ja                                       □    nein



	Falls ja:

Waren diese bei der Scheidung noch minderjährig?


	□    ja                                       □    nein




Im Falle der gerichtlichen Auflösung:

(legalisiertes Scheidungsurteil ist beizufügen)

	Hat sich der Ehegatte, gegen den das ausländische Verfahren durchgeführt wurde, in diesem verfahren zu dem Begehren des andern Ehegatten geäußert? 


	□    ja                                       □    nein



	Falls der Ehegatte sich nicht geäußert hat:

Wann und auf welche Weise hat er von dem ausländischen Verfahren Kenntnis erlang?

(z.B. durch Zustellung der Klageschrift; dazu ist die Form der Zustellung anzugeben)
	


Ich erkläre die Richtigkeit der vorstehenden Angaben.

Unterschrift Antragsteller/in

Anlage 2 

(zu Nummer 44)

Merkblatt zum Vermögensverzeichnis bei Wiederheirat

Herzlichen Glückwunsch zu Ihrer Eheentscheidung:

Diese Heirat bedeutet für Sie und Ihre Partnerin/Ihren Partner eine neue persönliche und rechtliche Situation. Dies gilt in besonderer Weise auch für Ihr Kind.

Der Gesetzgeber hat den Gerichten aufgegeben, bei Ihrer Wiederheirat zu prüfen, ob zwischen Ihnen und dem Kind eine Vermögensgemeinschaft besteht und ob eine Teilung gemeinschaftlichen Vermögens mit dem Kind vor der Eheschließung erfolgen muss (§ 1493 BGB; vgl. dazu den Abdruck unten).

Dies ist immer dann der Fall, wenn es sich um Bar-, Spar- oder Girovermögen handelt. Handelt es sich um Wertpapiervermögen oder um Grundstücke oder Anteile daran, so kann das Familiengericht die Auseinandersetzung auch nach der Eheschließung gestatten. Um diese Prüfung durchführen zu können, muss es jedoch Kenntnis vom Kindesvermögen bekommen.

Sie werden daher gebeten, das beiliegende Vermögensverzeichnis auszufüllen und umgehend beim zuständigen Amtsgericht vorzulegen.

Das Verfahren ist gemäß § 94 Abs. 1 Nr. 2 Kostenordnung gebührenpflichtig. Die Mindestgebühr beträgt 10 Euro.

§ 1493 Wiederverheiratung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft des überlebenden Ehegatten

(1) Die fortgesetzte Gütergemeinschaft endet, wenn der überlebende Ehegatte wieder heiratet oder eine Lebenspartnerschaft begründet.

(2) Der überlebende Ehegatte hat, wenn ein anteilsberechtigter Abkömmling minderjährig ist, die Absicht der Wiederverheiratung dem Familiengericht anzuzeigen, ein Verzeichnis des Gesamtguts einzureichen, die Gütergemeinschaft aufzuheben und die Auseinandersetzung herbeizuführen. Das Familiengericht kann gestatten, dass die Aufhebung der Gütergemeinschaft bis zur Eheschließung unterbleibt und dass die Auseinandersetzung erst später erfolgt. Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn die Sorge für das Vermögen eines anteilsberechtigten Abkömmlings zum Aufgabenkreis eines Betreuers gehört; in diesem Fall tritt an die Stelle des Familiengerichts das Betreuungsgericht.

(3) Das Standesamt, bei dem die Eheschließung angemeldet worden ist, teilt dem Familiengericht die Anmeldung mit.

Vermögensverzeichnis aus Anlass der Wiederheirat 

eines sorgeberechtigten Elternteils

Angaben zur Person des sorgeberechtigten Elternteils

Name:


..............................................................................................................

Straße:

..............................................................................................................

Wohnort:

..............................................................................................................

Angaben zur Person des minderjährigen Kindes

Name:



..................................................................................................

Geburtsdatum:

..................................................................................................

ggf. abweichender Wohnort:
..................................................................................................

Angaben zum Vermögen des minderjährigen Kindes

1. 
Sparbuch (Bank):

..................................................................................................


Nummer:


..................................................................................................


Bestand:


..................................................................................................

2. 
Girokonto (BanK):

..................................................................................................


Nummer:


..................................................................................................


Bestand:


..................................................................................................

3. 
Wertpapierdepot:

..................................................................................................


Nummer:


..................................................................................................


Bestand:


..................................................................................................

4. 
Grundstück:


Lage:


..................................................................................................


Eingetragen im Grundbuch von..............................................Bl. ......................................

Weitere Vermögensgegenstände:

5. 
..........................................................................................................................................

6.
..........................................................................................................................................

Das Kind ist hinsichtlich der oben genannten Vermögensgegenstände nicht 

Alleineigentümer, sondern lediglich Miteigentümer.

zu lfd Nr. ................................................ mit  □  mir

zu lfd. Nr. ............................................... mit  □  mir und ...........................................










(Angaben zur Person)

An das 



Ich versichere die Richtigkeit meiner Angaben!

Amtsgericht ..........................








........................................................






(Ort und Datum)






.........................................................






Unterschrift
1

